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Naziconnections der AfD 
Leipzig: Uta Nürnberger 


Am 23. Juli fand in Guthmannshausen 
das alljährlich Sommerfest des Freundes- 
kreises Udo Voigt statt, auf dem sich 
rechtsradikale Parteien und Gruppierung 
vernetzen. So berichtete Thüringen 
Rechtsaußen (und andere) von der Teil- 
nahme von Uta Nürnberger (AfD) (Punkt 
10). 

Auch die rechtsradikale Sammelbewe- 
gung Wir lieben Sachsen/Thügida, um 
Ex-Legida-Anführer Silvio Rösler, Ex- 
Initiative Heimatschutz Meißen-Mitglied 
Anne Zimmermann und NPD-Kader Da- 
vid Köckert, brüstete sich mit der Teil- 
nahme eines Mitglieds der AfD, genauer 
der Patriotischen Plattform. 

Uta Nürnberger war an der Erarbeitung 
des AfD-Landtagswahlprogramm in 
Sachsen beteiligt und trat 2014 im Wahl- 
kreis 9 zur Leipziger Kommunalwahl an. 
Außerdem ist sie gemeinsam mit Felix 
Koschkar, Roland Ulbrich und Hans- 
Thomas Tillschneider in der Patrioti- 
schen Plattform Sachsen aktiv. 

Am 6. August trat Nürnberger in Löbau 
bei einer Demonstration von Wir lieben 
Sachsen/Thügida als Rednerin auf. 
Ebenfalls auf dieser Demo vertreten war 
Ester Seitz (Ex-Widerstand Ost/West). In 
ihrem Redebeitrag erwähnte Nürnberger 
die Beteiligung an „politischen Stammti- 
schen“. Gemeint dürfte hier der „Stamm- 
tisch Weißer Rabe“, ebenfalls ein Projekt 
von Silvio Rösler, sein. Diese Stamm- 
tisch mit derzeitigem Schwerpunkt haben 
expliziten Querfrontcharakter, da der 
Schulterschluss zur LINKEN, der SPD 
und Gewerkschaften gesucht wird. In der 
Realtität tummelt sich dort jedoch die 
rechtsradikale Klientel des gescheiterten 
Rösler-Projekts Offensive für Deutsch- 


land. 
Quelle: 


http://purecoincidence.blogsport.de; 
12. August 2016 
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Der NSU und das . ee 
Versagen der rm 
Sicherheitsbehörden 


Auswertung der Beantwortung der Großen 
Anfrage zur Umsetzung der Empfehlungen des NSU- 


PUA aus der 17. WP 


Generelle Einschätzung 


In der Großen Anfrage wurden von 

der Fraktion DIE LINKE die Um- 

setzung aller 47 Empfehlungen des 
ersten NSU-PUA Bund abgefragt, soweit 
sie in die Zuständigkeit des Bundes fal- 
len. Insgesamt wird aus der Antwort der 
Bundesregierung deutlich, dass der NSU 
und das Versagen der Sicherheitsbehör- 
den seitens der Politik als einschneidend 
bewertet werden, weshalb es eine relative 
Sorgfalt im Umgang mit den Empfehlun- 
gen des PUA-NSU gibt. Von Seiten der 
Bundesregierung wird dabei für sich in 
Anspruch genommen, dass mehr oder 
weniger alle Empfehlungen umgesetzt 
wurden. Mehr als auf die formale Umset- 
zung kommt es jedoch auf eine inhaltli- 
che Umsetzung der Vorgaben an, und 
hier bleibt abzuwarten, ob es tatsächlich 
zu einem Mentalitätswechsel der Sicher- 
heitsbehörden kommt. 

An zentralen Punkten, wie der Frage 
der V-Leute, hat es keine Änderungen ge- 
geben, die die dokumentierten Mängel 
dieses Systems tatsächlich ändern. Ganz 
im Gegenteil hat der dazu verabschiedete 


Gesetzentwurf der Bundesregierung die- 
ses skandalöse System an vielen Punkten 
erst legitimiert. Aufbau und Finanzierung 
der Szene liefen in vielen Fällen über die- 
se V-Leute, und daran wird sich nichts än- 
dern. Schwere Straftaten sollen zwar ei- 
nen Einsatz als V-Person verhindern, aber 
auch hier wurden Ausnahmen eingebaut. 
Bis heute ist nicht geklärt, ob V-Personen 
der Dienste Wissen über und Kontakt 
zum abgetauchten Trio hatten; dennoch 
belässt die Bundesregierung dieses Instru- 
ment in den Händen des Innlandsgeheim- 
dienstes. 

Ohne Zweifel ist es dem Druck der Ge- 
meinsamkeit aller Fraktionen des ersten 
PUA-NSU zu verdanken, dass die Bundes- 
regierung die Empfehlungen des Gremi- 
ums tatsächlich ernst nehmen musste. Vie- 
le neue Instrumente polizeilicher Erfas- 
sung rechtsextremer Bestrebungen (z.B. 
die Clearingstelle zur Erfassung von An- 
griffen auf Asylunterkünfte beim BKA) 
sind jedoch auch Ergebnis unserer regel- 
mäßigen und seit Jahren gestellten Anfra- 
gen als Fraktion DIE LINKE, weil wir die 
Bundesregierung systematisch zur Erfas- 
sung solcher Taten gezwungen haben. 


Fortsetzung Seite 4 


:meldungen, aktionen 


Vergrault Neonazis 

Über Jahre hinweg hatten Neonazis in 
der niedersächsischen Kurstadt Bad 
Nenndorf am Deister „Trauermärsche“ 
veranstaltet. In diesem Jahr blieben sie 
weg — das Ergebnis eines Widerstandes, 
der bundesweit Furore machte. 

Erstmals seit Jahren haben am Sams- 
tag, den 08. August in Bad Nenndorf bei 
Hannover keine Neonazis, sondern aus- 
schließlich Gegner der Rechtsextremen 
demonstriert. Die Aktionen mit rund 300 
Teilnehmern seien friedlich und entspannt 
abgelaufen, sagte ein Polizeisprecher dem 
Evangelischen Pressedienst. „Hier hat der 
friedliche, der bunte Widerstand zum Er- 
folg geführt“, sagte zu Beginn des Pro- 
testtages in einem ökumenischen Gottes- 
dienst der Geistliche Vizepräsident des 
hannoverschen Landeskirchenamtes, 
Arend de Vries. 

Seit 2006 waren immer am ersten Au- 
gustwochenende Neonazis zu einem 
„Jrauermarsch“ in die Kurstadt am Deis- 
ter gekommen. Zu Beginn kamen Hun- 
derte, das steigerte sich auf 1000 — im 
vergangenen Jahr waren es noch rund 
180. Ziel war das „‚Wincklerbad“, in dem 
sich von 1945 bis 1947 ein Internierungs- 
lager und Verhörzentrum der britischen 
Armee für Nazis befunden hatte. Für die- 
ses Jahr hatten die Rechtsextremisten ihre 
Veranstaltung vor drei Wochen ohne An- 
gabe von Gründen abgesagt. Dies sei vor 
allem darauf zurückzuführen, dass die 
Bürger nicht müde geworden seien, sich 
jahrelang kreativ und lautstark gegen 
Neonazis in ihrer Stadt zur Wehr zu set- 
zen, teilte das örtliche Bündnis „Bad 
Nenndorf ist bunt‘ mit. 


Bad Nenndorf, Foto: E.B. 
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„Wir müssen Demokratie immer 
noch lernen” 


Doch die Plage sei nicht weg, warnte der 
Geistlich de Vries. „Im Gegenteil: Rech- 
tes Denken ist präsenter denn je in unse- 
rer Gesellschaft. Wenn wir dem begeg- 
nen wollen, brauchen wir Klarheit und 
Klärung.“ Nötig seien auch Zivilcourage 
und politische Bildung. „Wir müssen De- 
mokratie immer noch lernen, einüben — 
und wir brauchen Perspektiven für jede 
und jeden.“ 

Wo die Familie als Anker ausfalle, ech- 
te Freunde fehlten und die Gesellschaft 
versage, hätten rechtsextreme Rattenfän- 
ger leichtes Spiel. „Wer nirgendwo Aner- 
kennung, Vertrauen, Zuwendung erlebt, 
ist blind für den gefährlichen Weg, auf den 
Verblendete ihn locken.“ Deshalb müsse 
sich die Gesellschaft um jeden Einzelnen 
bemühen, mahnte der Theologe. 


Unfreiwilligster Spendenlauf 
Deutschlands 


In den zurückliegenden Jahren hatten 
die Bad Nenndorfer die Neonazis mit 
Schlumpfmützen, lauter Schlagermusik 
und Konfetti empfangen. Bündnismitglie- 
der hatten sich den „unfreiwilligsten 
Spendenlauf Deutschlands“ einfallen las- 
sen und machten damit bundesweit 
Schlagzeilen: Für jede Minute uner- 
wünschten Aufenthalts der Neonazis in 
der Kurstadt spendeten Privatleute und 
Unternehmer zehn Euro. Der Erlös floss 
an die Aussteigerorganisation „Exit“. 

Am Samstag hätten Gottesdienst, 
Kundgebungen, Fahrradkorso und Stra- 
Benfest „mehr an ein Volksfest mit som- 
merlicher und ausgeglichener Feststim- 
mung erinnert, als an eine ursprünglich 


angedachte Protestveranstaltung“, sagte 
Polizeiführer Michael Panitz. 

Ob die Neonazis in den nächsten Jah- 
ren nicht doch wieder nach Bad Nenndorf 
kommen, bleibt trotzdem unklar. Ihre 
Märsche sind bis zum Jahr 2030 ange- 
meldet. Doch wenn sie einmal unterbro- 
chen seien, sei es schwer, sie wieder auf- 
zunehmen, sagte Landrat Jörg Farr (par- 
teilos) NDR Info. 

Quelle: www.migazin.de 08.08.2016 


WSF-Eröffnung mit 
Riesendemo 


Das Weltsozialforum (WSF) in Montreal 
wurde am vergangenen Dienstag mit ei- 
ner riesigen Demonstration eröffnet. Gut 
20 000 Teilnehmerinnen marschierten 
vom Park La Fontaine ins Zentrum der 
Stadt. Die Demo war durch eine phantas- 
tische Breite geprägt: Gewerkschafterin- 
nen (z.B. StahlarbeiterInnen aus Toron- 
to), UmweltschützerInnen, NGOs wie 
Attac oder Friends of the Earth, linke Ak- 
tivistinnen und, und, und. Solidarität mit 
Palästina und Protest gegen den kalten 
Putsch in Brasilien bildeten zentrale in- 
haltiiche Schwerpunkte. Bei der Ab-. 
schlusskundgebung traten Repräsentan- 
tInnen indigener Völker auf und es wur- 
de der vor kurzem ermordeten hondura- 
nischen Aktivistin Berta Cacares ge- 
dacht. Mittwoch setzte voll die inhaltli- 
che Arbeit ein. Das WSF dauert bis 
Sonntag den 14. August. Im Anschluss 
gibt es eine Sitzung des International 
Councils des WSF. 


Eine andere Welt ist notwendig - 
gemeinsam ist es möglich! 


Hermann Dworczak 


Nds. Innenminister Pistorius 
zur „Berliner Erklärung” 


Aufgrund zahlreicher Anfragen zur 
heutigen Berichterstattung, dass 

Bundesinnenminister Thomas de 
Maizere am morgigen Donnerstag einen 
Maßnahmenkatalog zur Erhöhung der Si- 
cherheit in Deutschland vorstellen werde, 
sagt Niedersachsens Minister für Inneres 
und Sport, Boris Pistorius: 

„Nach dem, was wir heute in der Pres- 
se lesen können, bestehen die offensicht- 
lich panisch zusammengeschusterten Pa- 
piere größtenteils aus aufgewärmten For- 
derungen aus der rechtskonservativen 
Altkleidersammlung. Die CDU-Innenmi- 
nister haben leider den souveränen und 
vernünftigen Kurs in der Innenpolitik ver- 
lassen und fischen aus Angst vor der AfD 
bei den anstehenden Landtagswahlen im 
verfassungsrechtlichen Graubereich. Es 
soll scheinbar der Eindruck erweckt wer- 
den, als könnten die genannten Maßnah- 
men Anschläge wie in Bayern verhindern. 
Ein durchschaubarer und peinlicher Ver- 
such einen Zusammenhang zu konstruie- 
ren, wo es keinen gibt: Weder der Entzug 
von Doppelpässen noch ein Burka-Verbot 
hätten die Anschläge verhindert. Das ist 
reiner Aktionismus! 

Als ein Kernpunkt des Unionspapiers 
soll offenbar die Teilnahme an Versamm- 


lungen oder das Vertreten von Meinungen 
in der Öffentlichkeit mit erheblichen 
Sanktionen wie dem Verlust der doppel- 
ten Staatsbürgerschaft oder Ausweisung 
bedroht werden. Auch mir gefallen viele 
dieser Ansichten nicht und man kann das 
so fordern. Verantwortungsvolle Politik 
muss sich aber in der Mitte und nicht am 
Rande des Wertegerüstes unseres Grund- 
gesetzes bewegen und darf Grundrechte 
wie die Meinungs- und Versammlungs- 
freiheit nicht pauschal dem Aktionismus 
preisgegeben. Vielmehr muss die Union 
gerade auf Bundesebene endlich ihre 
Hausaufgaben machen und die schon be- 
stehenden Möglichkeiten durchsetzen: 
Dreh und Angelpunkt ist die Beschleuni- 
gung der Asylverfahren. Es kann nicht 
sein, dass wir immer noch mehr als eine 
halbe Million unerledigte Anträge beim 
zuständigen BAMF haben, und das bei 
steigenden Verfahrenszeiten. Zudem 
müssen die Anstrengungen der Bundesre- 
gierung weiter verstärkt werden, dass wir 
für diejenigen, die wir ausweisen wollen, 
auch aufnahmebereite Länder haben. 

Seit langem fordere ich zudem eine 
bessere Ausstattung der Bundespolizei. 
Hier hängt die CDU auf Bundesebene seit 
Jahren hinterher. Der jetzt geforderte 


Schutz der deutschen Bahn und von Flug- 
häfen ist ihre Aufgabe. Schlimm genug, 
dass die Länderpolizeien auch die Aufga- 
ben des Bundes mitmachen mussten und 
immer noch müssen. 

Gleiches gilt für eine vernünftige Cy- 
berabwehr. Auch hier liegen die Forde- 
rungen längst auf dem Tisch. Ich habe be- 
reits mehrfach den Bund aufgefordert, 
dort deutlich stärker aktiv zu werden. Wir 
haben auch dort in erster Linie kein 
Rechts-, sondern ein Umsetzungspro- 
blem. 

Schließlich tut die CDU so, als sei Vi- 
deoüberwachung das Allheilmittel. Na- 
türlich müssen wir darüber nachdenken 
an gefährdeten Orten auch die Videoüber- 
wachung zu verstärken. Ehrlich wäre es 
aber zu sagen, dass durch die Überwa- 
chung grundsätzlich leider kein Anschlag 
verhindert wird, sondern nur der Strafver- 
folgung oder Ergreifung flüchtender Tä- 
ter im Nachhinein dienen kann.“ 

Quelle: Presseerklärung Niedersächsi- 

sches Ministerium für Inneres und 
Sport,Referat für Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit und Landesveranstaltungen 
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Begleitmusik zu Mord und Totschlag 


undesregierung verweigert de- 
 taillierte Auflistung neofaschisti- 
scher Musikveranstaltungen 
In der neofaschistischen Szene nimmt die 
Bedeutung von Konzerten und Lieder- 
abenden stetig zu. ... Allein im Zeitraum 
zwischen April und Juni dieses Jahres fan- 
den im gesamten Bundesgebiet 47 rechts- 
extremistische Musikveranstaltungen statt, 
davon 24 Konzerte und 23 Liederabende, 
wie die Bundesregierung kürzlich auf eine 
parlamentarische Anfrage der Linksfrakti- 
on hin bekanntgab. 25 der besagten Veran- 
staltungen wurden offen beworben, zu 
22 weiteren Musikveranstaltungen mobili- 
sierte die Naziszene konspirativ. Zwar lä- 
gen den Verfassungsschutzbehörden „ver- 
trauliche Informationen“ über die konspi- 
rativen Veranstaltungen vor, eine detaillier- 
te Auflistung könne jedoch nicht erfolgen, 
„da die rechtsextremistische Szene daraus 
Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der 
Sicherheitsbehörden ziehen und ihre wei- 
tere Vorgehensweise gezielt danach aus- 
richten könnte“. Zudem bestehe ... die 
Möglichkeit, „in der Szene etwaig einge- 
setzte V-Personen zu identifizieren“. 
Selbst eine Einsicht der Unterlagen zu 
den konspirativ organisierten Veranstal- 


tungen der Faschisten in der Geheim- 
schutzstelle des Bundestages verweigert 
die Regierung den gewählten Volksver- 
tretern. ... 

Auch bezüglich der Besucherzahlen 
scheint die Bundesregierung nicht wirk- 
lich im Bilde zu sein. Zu jeweils fünf 
Konzerten und Liederabenden liegen ihr 
keine Besucherzahlen vor. Die verblei- 
benden 19 Konzerte seien von „insgesamt 
ca. 6644 Personen besucht‘ worden, was 
einen Durchschnitt von knapp 350 Perso- 
nen ergibt. „Die verbleibenden 18 Lieder- 
abende wurden von insgesamt ca. 
891 Personen“ und somit durchschnittlich 
von ca. 50 Rechten besucht. Keines der 
Konzerte der Neonazis wurde von der Po- 
lizei aufgelöst, obwohl es dort oftmals zu 
Straftaten kommt. Einzig drei Konzerte 
und ein Liederabend wurden im zweiten 
Quartal dieses Jahres schon im Vorfeld 
von den Behörden verboten. 

Seitens der Bundesprüfstelle für ju- 
gendgefährdende Medien wurden im ers- 
ten Halbjahr 2016 insgesamt „43 Tonträ- 
ger aufgrund Verherrlichung oder Ver- 
harmlosung des Nationalsozialismus 
und/oder aufgrund Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges und/oder auf- 


grund rassistischer Inhalte indiziert“. ... 

Auffällig ist unterdessen, dass die 
Mehrheit der von der Bundesregierung 
aufgelisteten Musikveranstaltungen der 
Neonazis in Thüringen stattfanden. Zwar 
wurde keine davon von der NPD organi- 
siert. Aber auch diese Partei setzte im 
Rahmen von vier Veranstaltungen auf die 
Zusammenarbeit mit einschlägigen Musi- 
kern. So etwa bei einem „Rednerabend“ 
des NPD-Bezirksverbands Oberbayern, 
der am 18. Mai dieses Jahres in Murnau 
stattfand und bei dem der neofaschisti- 
sche Liedermacher Michael Regener auf- 
trat. Ähnlich verfuhr die neofaschistische 
Partei „Die Rechte“ bei einer Informati- 
onsveranstaltung des Landesverbandes 
Sachsen am 2. April in Oelsnitz. Dort 
sorgte der Liedermacher Frank Rennicke 
für musikalische Begleitung. 

Die Linksfraktion warnte davor, die 
Durchführung von Musikveranstaltungen 
durch die Nazis zu unterschätzen. Diese 
stellten vielmehr „eine aktive Werbung 
für die Ziele der Szene dar“ und ließen 
die extreme Rechte „als attraktive Gestal- 
terin jugendkultureller Freizeitangebote 
erscheinen“. 

M. Bernhardt / junge welt 15.8.16 
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Es ist eine deutliche Differenz in der 
Qualität der Umsetzung zwischen den 
Bereichen Polizei, Justiz und Verfas- 
sungsschutz zu erkennen. Während die 
Antworten der Bundesregierung zur Poli- 
zei detailliert und umfangreich sind, sind 
sie in den Bereichen Justiz und Verfas- 
sungsschutz sehr allgemein. Dennoch 
lässt sich für alle Bereiche eine deutlich 
erhöhte Sensibilität für rechte Gewalt 
ausmachen. Das sieht man in der regel- 
mäßigen Präsentation aktueller Zahlen zu 
rechten Gewalttaten durch das BKA 
(Clearingstelle), den Verboten von Nazi- 
gruppen wie der OSS oder der Bamberger 
Gruppe und der Prüfung zahlreicher Fälle 
durch den Generalbundesanwalt wegen 
eventueller Übernahme (zumeist mit ne- 
gativem Ergebnis). Auch das ist Folge des 
NSU generell, aber vor allem auch der 
Arbeit der Parlamentarischen Untersu- 
chungsausschüsse und des Drucks durch 
Medien, Öffentlichkeit und nicht zuletzt 
der LINKEN, die hier den Druck aus der 
Gesellschaft weitergetragen haben. 

Politisch wurden mit der Umsetzung 
zahlreicher Empfehlungen des Parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschusses 
„NSU“ (PUA-NSU) nur notwendige Vor- 
gaben gemacht, um Rechtsextremismus 
und Rechtsterrorismus stärker in den Fo- 
kus der Behörden zu rücken. Ob und wie 
diese Vorgaben in der täglichen Arbeit 
umgesetzt werden, bleibt abzuwarten und 
hängt auch von einem kritischen Blick 
von außen ab. DIE LINKE wird sich 
nicht mit einer formalen Umsetzung der 
Vorgaben begnügen, sondern mit Fach- 
leuten und Praktikern und Praktikerinnen 
prüfen, wie weit hieraus tatsächlich ein 
veränderter Umgang mit rechter und ras- 
sistischer Gewalt erfolgt. 

Ob die Umsetzung eines großen Teils 
der Empfehlungen des PUA-NSU tat- 
sächlich zu einer größeren Sensibilität 
beim Umgang mit rechter und rassisti- 
scher Gewalt führt, bleibt abzuwarten. 
Die Reaktionen auf die Tat des Todes- 
schützen von München am fünften Jah- 
restag der Breivik-Morde waren ernüch- 
ternd: Rassistische Einstellungen des Tä- 
ters, Menschen mit Migrationshinter- 
grund als Opfer und Tatausführung am 
Jahrestag eines der schlimmsten rechtsex- 
tremen Massaker — und dennoch war das 
Wort „Rechtsextremismus“ als Element 
der Tatmotivation weder von der Bundes- 
kanzlerin noch vom Bundespräsidenten 
zu hören. Es scheint so, als fiele die Bun- 
desregierung hinter den selbstformulier- 
ten Anspruch beim Thema Rechtsterroris- 
mus sehr schnell zurück. 


Zu einzelnen Aspekten/ 
Antworten 


Zentraler Punkt für den Bereich der 
strukturell rassistischen Ermittlungen ist 
aus unserer Sicht die Empfehlung Nr. 1, 
bei der es um verpflichtende und zu do- 
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kumentierende Ermittlungen zum Motiv 
Rassismus geht (Fragen 1-4). Die Umset- 
zung über die RiStBV (Richtlinien für 
das Strafverfahren und das Bußgeldver- 
fahren) hat lange gedauert und ist um- 
ständlich, aber es scheint, dass tatsäch- 
lich etwas passiert ist. So wird über die 
Nr. 15 RiStBV geregelt, dass auf „rassis- 
tische, fremdenfeindliche oder sonstige 
menschenverachtende Beweggründe zu 
achten ist.“ Das war hoffentlich schon 
immer der Fall, wird aber jetzt durch eine 
Aktenübersendungspflicht ans Bundes- 
kriminalamt bei solchen Fällen ergänzt. 
Weiter sollen mögliche solche Tatmoti- 
vationen im GTAZ-R (Gemeinsames 
Terrorismusabwehrzentrum), in der Task 
Force Gewaltdelikte des BKA und in der 
Clearingstelle des BKA behandelt wer- 
den. Verankert worden ist die Überprü- 
fung „aller tatbestandsmäßigen Sachver- 
halte‘ auch in den bundesweit verbindli- 
chen Polizeivorschriften (PDV) 100. Er- 
gänzt wurde diese Vorschrift durch einen 
Beschluss der Innenministerkonferenz 
(IMK), in dem es heißt, „Grundsätzlich 
sind in Fällen von Gewaltkriminalität 
rassistische und anderweitig politisch 
motivierte Hintergründe zu prüfen. Die 
Ergebnisse sind zu dokumentieren.“ Das 
entspricht der Empfehlung. Für die Do- 
kumentation sind die Länderpolizeien 
zuständig, eine Überprüfung der Umset- 
zung muss also dort erfolgen. Die Vo- 
raussetzungen für eine sensiblere Erfas- 
sung rassistischer Straftaten sind also ge- 
geben — ob sie aber von der Polizei auch 
entsprechend umgesetzt werden, muss 
sich erst erweisen. 

Zahlreiche Beispiele werden aufge- 
führt, wie das Thema NSU Eingang in die 
Ausbildung und Studiengänge für BKA 
und Bundespolizei gefunden hat (Fragen 
5-7, 34-36). Welche Rolle es dort tatsäch- 
lich spielt und wie es thematisiert wird, 
müssen wir über Fachleute selbst heraus- 
bekommen. 

Die Überprüfung ungeklärter Straftaten 
auf Bezüge zum Rechtsterrorismus (Fra- 
gen 8-10) ist nur in der Phase la (unge- 
klärte Tötungsdelikte zwischen 1990 und 
2011) abgeschlossen. Nicht klar ist, ob 
die Überprüfung auf weitere Deliktsberei- 
che ausgedehnt wird, die IMK berate 
noch darüber. Ergebnisse der bisherigen 
Überprüfung wurden über diverse Kleine 
Anfragen verbreitet. Kritisiert wird auch 
von uns, dass nur in wenigen Bundeslän- 
dern (Brandenburg, Berlin) die Überprü- 
fung durch externe Fachleute durchge- 
führt wurde. Immerhin wurden allein 
durch Brandenburg (externe Fachleute) 
neun Fälle nachträglich als politisch 
rechts motivierte Tötungsdelikte gewer- 
tet. 

Die Überarbeitung des Kriterienkata- 
logs „PMK“ („Politisch motivierte Krimi- 
nalität“) (Fragen 11-12) wurde durch eine 
Expertengruppe mit externen Fachleuten 
(auch diverse Kolleg innen, mit denen 


wir eng zusammenarbeiten) im Januar 
2016 abgeschlossen, liegt jedoch auf- 
grund der politischen Abstimmungen 
noch nicht vor. Sie kann laut Antwort zur 
Großen Anfrage als Ergänzung zur Beant- 
wortung der Großen Anfrage nachge- 
reicht werden, was wir auf jeden Fall 
wollen. 

Keine Fortschritte gibt es beim Thema 
zentrale Ermittlungsführung (Fragen 15- 
16). Offenbar wird das von den Ländern 
weiterhin als Eingriff des Bundes in Län- 
derangelegenheiten gewertet, obgleich in 
der Empfehlung des Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses (PUA) ja ben- 
annt wird, dass es sich dabei keineswegs 
immer um Führung durch das BKA han- 
deln muss. 

Die Überprüfung offener Haftbefehle 
(Frage 21) gegen Nazis wird aufgrund der 
Ergebnisse des PUA (und unserer regel- 
mäßigen Anfragen) jetzt halbjährlich 
durchgeführt. Offen bleibt, welche Maß- 
nahmen dann eingeleitet werden. Über 
Festnahmen aufgrund dieser regelmäßi- 
gen Überprüfung ist nichts bekannt. Mit 
Marschner haben wir ja aktuell einen pro- 
minenten Fall, in dem sich ein Nazi dem 
Haftbefehl entzieht. 

Zum Bereich Interkulturelle Öffnung 
der Behörde (Frage 24) werden vom 
BKA relativ viele Aktivitäten angeführt, 
wohingegen sich beim Verfassungsschutz 
nur Sprechblasen finden. Beispielsweise 
hat das BKA ein Ausbildungsmodul zu- 
sammen mit dem Fritz-Bauer-Instituts 
entwickelt. Auch das Thema Umgang mit 
Opfern/Zeugen mit Migrationshinter- 
grund (Frage 28) und die Problematik der 
sekundären Viktimisierung werden brei- 
ter ausgeführt. Zu kritisieren ist, dass es 
beim Thema Opferschutz (Frage 30) kei- 
ne gezielten Hinweise auf zivilgesell- 
schaftliche Angebote gibt. Begründet 
wird das mit der Neutralität gegenüber zi- 
vilen Trägern. Da der Bund aber die Op- 
ferberatungsstellen fördert, sollte auf die- 
se auch verwiesen werden. 

Anders als bei der Polizei scheint es im 
Rahmen der Justiz (Frage 43) wenig kon- 
krete Reaktionen auf den NSU gegeben 
zu haben, was den Bereich der Aus- und 
Fortbildung angeht. Erst im März 2016 
wurde vom BMJV die Entwicklung eines 
Fortbildungsmoduls angekündigt, mit 
dem auf den „starken Anstieg fremden- 
feindlicher und hassmotivierter Straftaten 
angemessen reagiert“ (S. 58) werden soll. 
Angesichts der Tatsache, dass es häufig 
vor allem die Justiz ist, die zur Entpoliti- 
sierung rechter und rassistischer Angriffe 
beiträgt und es ja auch im NSU-Zusam- 
menhang (Generalbundesanwalt, Staats- 
anwaltschaft Gera) diverse Probleme im 
Rahmen der Justiz gab, ist diese schlep- 
pende Annäherung an das Thema proble- 
matisch. 

Die von uns in mehreren Fragen ange- 
führte Kritik der Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz (BfDI) an der Informati- 


onszusammenführung im. Verfassungs- 
schutzverbund (Frage 46) wird von der 
Bundesregierung nicht kommentiert. Al- 
lerdings wurde der von der BfDI kritisier- 
te Austausch in den Empfehlungen (und 
damit auch von uns) angemahnt. An an- 
derer Stelle (Frage 47 und 52) wird die 
Kritik der BfDI klar zurückgewiesen und 
als unbegründet bewertet. 

Zur Daten- und Aktenpflege im Bun- 
desamt für Verfassungsschutz (BfV) wird 
auf entsprechende Erlasse im BfV verwie- 
sen. Kein Wort wird über den Umgang mit 
z.B. Datenträgern von Corelli verloren. 
Der nach wie vor offenbar vorhandene 
Wildwuchs im BfV wird von der Bundes- 
regierung nicht erwähnt oder als Anlass 
genommen, auf Nachbesserungsbedarf zu 
verweise, nach dem wir immer fragen. 
Generell sind die Ausführungen zum BfV 
sehr viel weniger klar und umfangreich 
als beim BKA, insbesondere auch für den 
Bereich der Aus- und Fortbildung. Als Be- 
leg für Transparenz und Offenheit (Frage 
53 f.) werden die zahlreichen Medienauf- 
tritte des Präsidenten angeführt, die für die 
„Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Er- 


kenntnisquelle für die aktuelle Positionie- 
rung des Hauses“ dienen. Wenn der Präsi- 
dent die PUAs als Feinde stempelt, müs- 
sen wir uns über das Aussageverhalten 
von BfV-Zeugen nicht wundern. 

Eine besondere Parodie ist folgender 
Satz: „Im Rahmen der Aus- und Fortbil- 
dung fördert die Akademie für Verfas- 
sungsschutz (AfV) als Bund-Länder-Ein- 
richtung eine Kultur der Offenheit und 
des Austausches. Es entspricht ihrem 
Selbstverständnis, Austausch sowohl be- 
hördenübergreifend als auch intern zu 
fördern und Abschottung entgegenzuwir- 
ken.“ Da kann man nur sagen: Diese Aka- 
demie scheint die Mitarbeiter und Füh- 
rungskräfte nicht zu erreichen. Später (S. 
66) heißt es, das Bundesministerium des 
Inneren (BMI) vermittele dem BfV „Im- 
pulse, die innerhalb der neuen, an Trans- 
parenz orientierten Öffentlichkeitsarbeit 
Berücksichtigung finden.“ Auch das kann 
nur als Parodie auf die Wirklichkeit ver- 
standen werden. 

Auch bezogen auf den Militärischen 
Abschirmdienst MAD gibt es nichts Kon- 
kretes zu Aus- und Fortbildung zum The- 


ma. Hier heißt es: „Fallweise werden 
Gastdozenten mit Migrationshintergrund 
in den Unterricht eingebunden.“ (S. 68). 
Zur Reform des Verfassungsschutzes 
wird die Änderung im Verfassungsschutz- 
gesetz als Umsetzung der Empfehlungen 
des PUA gesehen. Aus unserer Sicht 
reicht das natürlich nicht aus, zumal 
selbst der Ausschluss von Schwerkrimi- 
nellen mit einer Hintertür versehen ist. 
Zur Quellenführung und ihrer Dauer 
heißt es allgemein: „Die Dauer der Füh- 
rung von Quellen wird im Bundesamt für 
Verfassungsschutz kontinuierlich über- 
prüft.“ (S. 72) Bei Corelli war das ganz 
offensichtlich nicht der Fall bzw. wurde 
von der Leitung bewusst so belassen. Ge- 
nerell hält die Bundesregierung eine Be- 
fristung von fünf Jahren für sinnvoll (Fra- 
ge 64). 
linksfraktion.de, 9. August 2016 
Die große Anfrage und die komplette 
‚Antwort der Bundesregierung zum 
Download unter: 
http://www.linksfraktion.de/nachrichten/ 
nsu-versagen-deutschen-sicherheitsbe- 
hoerden/ 


Keine Auslieferung Murat Catulays an 


die Türkei! 


Der Kölner Familienvater Murat 
Catulay (52 J), der seit 1996 mit 
seiner Frau und seinen 2 Kindern 
in Köln lebt, wurde am 27.7.2016 in der 
kroatischen Stadt Omis, wo er seinen Ur- 
laub verbrachte, von kroatischen Polizei- 
beamten auf Grundlage eines Interpol- 
Haftbefehls zum Zwecke der Ausliefe- 
rung an die Türkei festgenommen und 
sitzt seitdem in Split in Auslieferungs- 
haft. Von der Türkei wird ihm die Mit- 
gliedschaft in der linken Organisation 
TIKKO in den Jahren 1989-2001 vorge- 
worfen. 

Murat Catulay wurde im Jahre 2001 
durch das Verwaltungsgericht Köln als 
Asylberechtigter nach Art. 16 GG aner- 
kannt und genießt seitdem Abschiebe- 
schutz. Inzwischen hat er sich mit seiner 
Familie in Deutschland eingelebt und hat 
die deutsche Staatsbürgerschaft ange- 
nommen. 

Wir sorgen uns um das Leben und die 
körperliche Unversehrtheit von Murat Ca- 
tulay, die im Falle einer Auslieferung an 
die Türkei in höchstem Masse bedroht 
sein dürften. Grund zu dieser Sorge geben 
uns vor allem die Entwicklungen in der 
Türkei, die man seit dem gescheiterten 
Putschversuch des Militärs am 15.7.2016 
auch in den deutschen Medien mitverfol- 
gen konnte. Die türkische Regierung ist 
bereits vor dem 15.7.2016 massiv gegen 
Oppositionelle im Land vorgegangen. 
Festnahmen und Verhaftungen von un- 
liebsamen Journalisten, Lehrerinnen und 


Lehrern, Akademikerinnen und Akademi- 
kern waren an der Tagesordnung. Aus- 
gangssperren in kurdischen Städten dauer- 
ten monate lang an, „Säuberungsaktio- 
nen“ der Spezialeinheiten des Militärs und 
der Polizei gegen die kurdische Organisa- 
tion PKK fielen unzählige Zivilisten zum 
Opfer. Häuser von kurdischen Bürgern 
wurden in diesen Städten nahezu unbe- 
wohnbar gemacht. Diese Zustände wur- 
den seit dem 15.07.2016 durch die Ver- 
hängung des offiziellen Ausnahmezustan- 
des in der ganzen Türkei verschärft. Seit- 
dem stehen Massen-Festnahmen, Massen- 
Verhaftungen, Massen-Entlassungen aus 
den verschiedensten Bereichen des Staa- 
tes an der Tagesordnung. Schließungen 
von Zeitungen, Fernsehsendern, Verlagen, 
Schulen und sogar Universitäten wurden 
per Dekret des Staatspräsidenten Erdogan 
an einem Tag durchgeführt. Rechsstaatli- 
che Grundsätze werden missachtet, die 
Wiedereinführung der Todesstrafe laut- 
stark eingefordert, die Charta der Men- 
schenrechtskonvention der Vereinten Na- 
tionen wurde ausgesetzt. Laut Angaben 
von amnesty international stehen in türki- 
schen Polizeiwachen und Haftanstalten 
Folter und Misshandlungen sowie Verge- 
waltigungen wieder an der Tagesordnung. 

Diese Entwicklungen und Umstände, 
die man tagtäglich sowohl in den türki- 
schen, als auch in den deutschen Medien 
verfolgen kann, geben uns Grund zu der 
Sorge, dass Murat Catulay im Falle einer 
Auslieferung an die Türkei weder ein 


rechtsstaatliches Verfahren erwarten 
kann, noch sein Leben und seine körperli- 
che Unversehrtheit geschützt wären. 

Aus diesem Grunde fordern wir die 
Bundesregierung auf, sich für ihren 
Staatsbürger Murat Catulay einzusetzen 
und sich gegen eine Auslieferung durch 
die kroatischen Behörden an die Türkei 
auszusprechen und alles in ihrer Macht 
stehende zu tun, um eine solche Ausliefe- 
rung zu verhindern. Wir ersuchen auch die 
deutsche Öffentlichkeit sich angesichts 
der dramatischen Entwicklungen in der 
Türkei sensibel gegenüber dem Ausliefe- 
rungsplan der kroatischen Behörden zu 
zeigen und gegen eine Auslieferung Murat 
Catulay’s an die Türkei zu protestieren. 

TÜDAY 
Menschenrechtsverein 
Türkei/Deutschland e.V 
www.tuday.de IR 
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Solidarität mit den demokratischen 
Kräften in der Türkei! 


Schon seit Monaten verfolgen die 
Internationale Föderation der Wi- 
derstandskämpfer (FIR) — Bund 
der Antifaschisten und ihre Mitgliedsver- 
bände die politische Entwicklung in der 
Türkei mit großer Sorge. Es war bereits 
erkennbar, dass die Regierungen unter 
Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan 
einerseits eine zunehmend expansionisti- 
sche Politik mit Unterstützung der IS- 
Truppen in Syrien betrieb, andererseits 
innenpolitisch eine Einschränkung der 
demokratischen Freiheiten, insbesondere 
der Pressefreiheit. Trotzdem wurde Er- 
dogan seitens der EU-Administration im 
Frühjahr 2016 als Helfer in der Flücht- 
lingsfrage auserkoren, der — mit 3 Mrd. 
Euro honoriert — das Problem des Flücht- 
lingsstroms nach Europa lösen sollte. 
Mit dem Militärputsch in der Türkei 
Mitte Juli 2016 wurde diese Entwicklung 
nicht gestoppt, sondern in verschärfter 
Form weiterentwickelt. Der gescheiterte 
Putsch, der selber sicherlich keinen Zu- 
wachs an Demokratie gebracht hätte, wird 
von Erdogan genutzt, um mit antidemo- 
kratischen Mitteln und unter Aufhebung 
der grundlegenden Freiheitsrechte seine 


Macht zu sichern. Zehntausende Lehrer, 
Richter und Leiter von Universitätsfakultä- 
ten sind bereits entlassen, viele Soldaten 
sind inhaftiert. Die Unterdrückungen ge- 
hen weiter und jetzt trifft es vor allem Jour- 
nalisten. Die Kritik an der aktuellen Auf- 
hebung der „Europäischen Konvention für 
Menschenrechte“ übersieht, dass bereits in 
den vergangenen Monaten in der Türkei 
schwere Verstöße gegen Freiheits- und 
Menschenrechte stattgefunden haben. 
Jeden Tag erleben wir weitere Ein- 
schränkungen der demokratischen Freihei- 
ten. Akademikern wird die freie Ausreise 
untersagt, tausende Reispässe werden an- 
nulliert, weit über 50000 Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes haben bereits ihre 
Arbeitsplätze verloren. Über 50 Zeitungen 
und andere Medien verloren ihre Zulas- 
sungen, so dass die öffentliche Meinung 
nur noch von den Regierungsmedien be- 
herrscht wird. Außerdem geht die polizei- 
liche und militärische Unterdrückung der 
kurdischen Bevölkerung im Südosten der 
Türkei in unverminderter Härte weiter. 
Aus diesen Gründen rufen wir auf zur 
politischen Solidarität mit den demokrati- 
schen Kräften der Türkei, den Gewerk- 


Spurlos verschwunden 


Ein kurdischer Lokalpolitiker wurde Ende Mai in Sirnak festgenommen - 
Seither fehlt von ihm jede Spur 


Beuaespaan 


Seit dem 27. Mai 2016 gilt der kur- 
. dische Aktivist Hursit Külter als ver- 

schwunden. Indizien deuten darauf 
hin, dass das Kreisvorstandsmitglied der 
Demokratischen Partei der Regionen 
(DBP) an diesem Tag in der kurdischen 
Stadt Sirnak von türkischen Spezialkräften 
entführt wurde. Sirnak stand zu diesem 
Zeitpunkt bereits seit mehr als 80 Tagen 
unter „Ausgangssperre“, Soldaten und 
Polizisten belagerten und beschossen die 
Stadt mit schwerem Kriegsgerät. In der 
letzten Nachricht des Politikers an seine 
Familie schrieb er, dass er sich in „einer 
schweren Lage“ befinde und von Einsatz- 
kräften umstellt worden sei. Der Nachrich- 
tenagentur Dicle Haber liegt zudem der 
Screenshot einer Handykommunikation 
zwischen Külter und einem Angehörigen 
vom 27. Mai vor, auf dem sich der nun 
verschwundene Aktivist von seiner Fami- 
lie verabschiedet: „Mir bleibt nicht viel 
Zeit“, schrieb er. Wenig später, am Abend 
desselben Tages, hieß es auf einem Twit- 
ter-Account, der offenkundig von türki- 
schen Einsatzkräften betrieben wurde, 
Külter sei festgenommen worden. Dassel- 
be Konto vermeldete zwei Tage später, der 
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DBP-Funktionär sei nun „in der Hölle“. 
Beide Tweets wurden kurz nach ihrer Ver- 
öffentlichung gelöscht, wenig später auch 
der Account. Seit dem 27. Mai fehlt von 
Hursit Külter jede Spur. Seine Familie, un- 
terstützt von Juristen und Helfern, versucht 
seitdem vergeblich, von den türkischen 
Behörden Auskunft über den Verbleib des 
Politikers zu bekommen. Polizei, Militär 
und der aus Ankara entsandte Gouverneur 
geben vor, nichts über den Fall zu wissen. 
Das Verschwinden des Lokalpolitikers, der 
sich wiederholt öffentlich für mehr Auto- 
nomie in den Kurdengebieten der Türkei 
ausgesprochen hatte, erinnert an eine der 
dunkelsten Episoden der jüngeren Ge- 
schichte des Landes. Im Zuge des Krieges 
gegen die kurdische Befreiungsbewegung 
hatten in den 1980er und 1990er Jahren 
paramilitärische Gruppen in Zusammenar- 
beit mit staatlichen Stellen immer wieder 
politische Gegner verschleppt und extrale- 
gal hingerichtet. Eng verbunden war diese 
Praxis mit der klandestin operierenden 
Konterguerilla JITEM, die im Auftrag des 
Staates Morde beging. Mit dem erneuten 
Aufflammen der Kämpfe zwischen der 
kurdischen Guerilla und türkischen Trup- 


schaften, den verfolgten politischen Partei- 
en, den demokratischen Medien und den 
Organisationen der Zivilgesellschaft. Ihre 
Handlungsfreiheit muss wieder hergestellt 
werden. Wir sind solidarischen mit den 
Menschen in der Türkei, die sich gegen ei- 
nen autoritären, islamistischen Staat im 
Sinne von Staatspräsident Erdogan wehren. 

Wir fordern die Europäische Union auf, 
gegenüber der türkischen Regierung die 
Einhaltung europäischer Werte: Demo- 
kratie, Rechtsstaatlichkeit, Pressefreiheit 
sowie das Recht sich frei zu versammeln, 
sich friedlich zu äußern oder der eigenen 
Religion nachzugehen, einzufordern. Bei- 
trittsverhandlungen mit der Türkei kön- 
nen nicht nur davon abhängig gemacht 
werden, ob nun die Todesstrafe wieder 
eingeführt werden soll. 

Wir erwarten von der Europäischen 
Union, dass sie anstelle jenes Deals zu 
Lasten von Kriegsflüchtlinge gegenüber 
der türkischen Regierung unter Staatsprä- 
sident Erdogan die Wiederherstellung de- 
mokratischer Rechte und Freiheiten in der 
Türkei einfordert. 

Dr. Ulrich Schneider, Generalssekretär, 
Präsident Berlin, 31.07.2016 


pen befürchten viele eine Reaktivierung 
dieser Methoden. Sogar die Menschen- 
rechtsorganisation Amnesty International 
(AI) zieht Parallelen zwischen dem Fall 
Hursit Külter und dem „Verschwindenlas- 
sen“ in früheren Phasen des Krieges gegen 
die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK). In ei- 
nem Al-Bericht zur Lage in der Region 
wird auch die Verschleppung Külters er- 
wähnt und „eine unverzügliche, gründliche 
und unabhängige Untersuchung des mut- 
maßlichen Verschwindenlassens“ gefor- 
dert. Dutzende weitere Menschenrechtsor- 
ganisationen haben sich mittlerweile zu 
dem Fall geäußert. Druck auf die Regie- 
rung in Ankara dürfte das allerdings kaum 
erzeugen. Am vergangenen Wochenende 
trat bei einer Pro-Erdogan-Veranstaltung in 
Istanbul Mehmet Agar auf, der im Zuge 
des sogenannten Susurluk-Skandals als ei- 
ner der politischen Verantwortlichen für 
die staatliche Unterstützung von Mörder- 
banden in Kurdistan bekanntgeworden 
war. Auf derselben Bühne sprach auch der 
Faschist und Mafia-Pate Sedat Peker, der 
vor kurzem ankündigte, im „Blut“ von 
AKP-Gegnern „baden“ zu wollen. 

Peter Schaber / junge welt 13.8.2016 I 


Kurdischer Politiker vom OLG 
Hamburg zu 3 Jahren Haft verurteilt 


Bedrettin Kavak wurde heute vom 3. 
Strafsenat des Hanseatischen Oberlandes- 
gerichts Hamburg nach $ 129b StGB zu 
einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren verur- 
teilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, 
dass der kurdische Politiker von Ende 
2012 bis Sommer 2014 in verschiedenen 
Regionen Deutschlands als Gebietsleiter 
der PKK tätig gewesen sei. Die Bundes- 
anwaltschaft hatte vier Jahre Haft gefor- 
dert. „Ich kann nicht nachvollziehen, auf 
welches Verständnis sich die Anklage 
stützt. In Deutschland wird einer, der in 
Syrien mit Geköpften posiert, zu drei Jah- 
ren verurteilt. Ich dagegen soll vier Jahre 
bekommen“, sagte Bedrettin Kavak. 

Die Verteidiger von Bedrettin Kavak 
plädierten für ihren Mandanten auf Frei- 
spruch und wiesen in ihrem Plädoyer am 
27. Juli erneut darauf hin, dass es an der 
Zeit sei, die Verfolgungsermächtigung 
des Bundesjustizministeriums, die die 
Verfolgung der PKK nach $ 129 b StGB 
erst ermöglicht, endlich zu überprüfen 
und zurückzunehmen. Gründe dafür gebe 
es genug, so die vom türkischen Staat ab- 
gebrochenen Verhandlungen über eine 
politische Lösung der Kurdistan-Frage, 
die massiven Menschenrechtsverletzun- 
gen im Zusammenhang mit der Verhän- 
gung der Ausgangssperren in Cizre und 
anderen kurdischen Städten seit Herbst 
2015 und nicht zuletzt die Säuberungs- 
welle Erdogans nach dem 15. Juli 2016. 
Weiter führten sie aus, dass die Kurden 
seitens des türkischen Staates rassistisch 
motivierter Unterdrückung ausgesetzt sei- 
en und ein völkerrechtlich legitimes 
Selbstverteidigungsrecht hätten. 

Gegen das Urteil wird Revision eingelegt. 

In seinem Schlusswort am 27. Juli um- 
riss Bedrettin Kavak die kurdische Ge- 
schichte seit dem Abkommen von Lau- 
sanne im Jahre 1923 und betonte, dass 
von kurdischer Seite alles versucht wor- 
den sei, die Voraussetzungen für einen 
würdevollen Frieden zu schaffen. Er wol- 
le das Gericht fragen, was die Kurden 
noch tun sollen: „Wenn hier über die kur- 
dische Bewegung verhandelt wird, dann 
sollte das Gericht zumindest eine Lö- 
sungsperspektive vorlegen.“ 

Der 58-Jährige kritisierte, dass die 
Bundesregierung die Kurden auf Wunsch 
der Türkei seit über zwei Jahrzehnten bis 
heute verfolge, „obwohl sich die Sachla- 
ge geändert habe“. Er befürchte, dass 
nach dem gescheiterten Putschversuch 
„eine zivile Diktatur aufgebaut“ werde; 
von Demokratie könne „keinesfalls mehr 
die Rede sein“. Diese Situation hätte auch 
die Bundesanwaltschaft berücksichtigen 
müssen. Es reiche nicht aus, lediglich die 
eigene Besorgnis zum Ausdruck zu brin- 


gen, dieser müssten „auch Taten folgen“. 
Während der sogenannte Islamische Staat 
Kurden töte, kurdische Frauen auf Märk- 
ten verkaufe und von der Türkei unter- 
stützt werde, wende sich der türkische 
Staat an Europa und fordere, „den kurdi- 
schen Befreiungskampf auszumerzen“. 

Mit Bezug auf die erschütternde Bilanz 
der Menschenrechtsverletzungen und Re- 
pression in der Türkei, erklärte Bedrettin 
Kavak: „Ich habe gegen die Geisteshal- 
tung dieses Staates 41 Jahre Widerstand 
geleistet.‘ Er war in der Türkei 22 Jahre 
inhaftiert, unter anderem in dem berüch- 
tigten Foltergefängnis von Diyarbakir. 
Diese Tatsache ist aber nichts, was die 
Bundesregierung, die Strafverfolgungs- 
behörden und Gerichte sonderlich be- 
rührt. Im Vordergrund stehen in den 
deutsch-türkischen Beziehungen geostra- 
tegische, militärische, wirtschaftliche und 
nicht zuletzt flüchtlingspolitische Interes- 
sen — auf Kosten politisch aktiver Kurdin- 
nen und Kurden. Diese Präferenz führte 
am 26. August 2015 zur Festnahme von 
Bedrettin Kavak; der sich seitdem Unter- 
suchungshaft befindet. 

In einer Stellungnahme der deutschen 
Sektion der „Juristen und Juristinnen ge- 
gen atomare, biologische und chemische 
Waffen — für gewaitfreie Friedensgestal- 
tung“ (ITALANA) vom 25. Juli prangert 
diese den von der türkischen Regierung 
verhängten „Ausnahmezustand“ und die 
Aussetzung der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention an. Sie kritisiert das 
Schweigen der NATO, der Institutionen 
des Europarates sowie der Bundesregie- 
rung: „Die von Präsident ErdoSan und sei- 
ner AKP-Regierung angeordneten und 
veranlassten Maßnahmen zielen vor allem 
auf die Ausschaltung einer unabhängigen 
Justiz, die Einschüchterung und Unterdrü- 
ckung jeder Opposition, die Gleichschal- 
tung der Presse und Medien sowie auf die 
möglichst ungehinder- 
te Errichtung eines au- 
toritären Präsidialsys- 
tems mit einem unge- 
hemmten Führerkult.‘ 

Die seit nunmehr 23 
Jahre anhaltende Ver- 
folgung kurdischer Ak- 
tivistinnen und Akti- 
visten in Deutschland 
und die äußerst verhal- 
tene Kritik der Bundes- 
regierung am staatster- 
roristischen Handeln 
Erdogans nach dem 
Putschversuch bedeu- 
ten in letzter Konse- 
quenz die Hinnahme 
von Kriegs- und Men- 


BREINEIT FED SE SEDIECREN & 


schenrechtsverletzungen. Erst recht seit 
dem unwürdigen Flüchtlingsdeal, sieht er 
sich fortwährend ermutigt, von Europa — 
insbesondere Deutschland — ein noch här- 
teres Vorgehen gegen die PKK und weite- 
re politische Organisationen und Personen 
zu verlangen. Dies bekräftigte Erdogan im 
Zusammenhang mit der Forderung Brüs- 
sels, die türkische Anti-Terror-Gesetzge- 
bung zu entschärfen, um alle 72 Kriterien 
für eine mögliche Visa-Liberalisierung zu 
erfüllen. Dem widersetzt er sich bislang 
konsequent. 

Wie die Verurteilung von Bedrettin Ka- 
vak zeigt, ordnen sich auch die Gerichte 
dem Diktat der Politik unter. Denn: Mit 
der Ermächtigung des Bundesjustizminis- 
teriums vom 6. September 2011, generell 
alle mutmaßlichen Regional- und Ge- 
bietsverantwortliche der PKK nach $ 
129b StGB (Mitgliedschaft in einer terro- 
ristischen Vereinigung im Ausland) ver- 
folgen zu lassen, hat die Politik letztlich 
Fakten geschaffen. Diese undemokrati- 
sche Entscheidung musste weder begrün- 
det werden noch ist sie rechtlich angreif- 
bar. In allen $ 129b-Verfahren geht es ein- 
zig um die Frage, ob kurdische Angeklag- 
te als Mitglieder oder Unterstützer der 
PKK anzusehen sind. Individuelle Straf- 
taten müssen ihnen hierbei nicht nachge- 
wiesen werden. 

Derzeit befinden sich 12 kurdische Ak- 
tivisten ist U- bzw. Strafhaft; gegen fünf 
von ihnen sind Prozesse eröffnet bzw. das 
heutige beendet worden. 

Angesichts der erschreckenden politi- 
schen Entwicklungen in der Türkei sind 
alle demokratischen Kräfte aufgerufen, 
darauf hinwirken, dass die Kriminalisie- 
rung von Kurdinnen und Kurden einer- 
seits und die Komplizenschaft der Bun- 
desregierung mit dem Erdogan-Regime 
beendet werden. 

AZADI e.V, Rechtshilfefonds für 
Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland, 03.08.2016 


AZADI hat - mit Unterstüt-zung 
von NAV-DEM - ein 8-seitiges 
Faltblatt mit dem Titel ‚Freiheit für 
die kurdischenpolitischen Gefan- 
genen inDeutschland” erstellt. 
Nach einer kurzen Einleitung 
über die Kriminalisierung von Kur- 
dinnen und Kurden in Deutsch- 
land werden die politischen Akti- 
visten vorgestellt und dar-gelegt, 
was ihnen vorgeworfen wird, um 
sienach $ 129b StGB vor Staats- 
schutzsenaten bundesdeutscher 
Oberlandesgerichte anzuklagen 
und zu verurteilen. Das Faltblatt 
kann unter 
https://www.nadir.org/nadir/ini- 
tiativ/azadi/ als PDF herunterge- 
laden werden. 
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Aufstehen gegen Rassismus! 


Deine Stimme gegen die AfD! 


AUFSTEHEN GEGEN RASSISMUS! 


' Am 3. Septem- 
ber, kurz vor den 
Landtagswahlen 
in  Mecklenburg-Vor- 
pommern und Berlin, 
wollen wir mit einem 
Konzert und einer De- 
monstration in Berlin 
ein klares Zeichen ge- 
“ gen Rassismus setzen 
und die Stimmung in 
der Stadt mit prägen. 

Gerade die Wahlen in 
Berlin haben eine Sig- 
nalwirkung für die wei- | 
tere Entwicklung der 
AfD, aber auch den Wi- 
derstand dagegen. Des- 
halb mobilisieren wir | 
bundesweit zu der De- 
monstration und dem 
Konzert. 

Darüber hinaus wird 
es an dem Wochenende 
weitere Aktionen gegen 
die AfD geben, die das 
Bündnis Aufstehen ge- . 
gen Rassismus organi- 
siert, bzw. an denen es 
sich beteiligt. 

Wir laden alle Orga- 
nisationen, Parteienund 
Verbände dazu ein, den 
Aufruf zur Demonstra- 
tion zu unterzeichnen. 
Dafür schickt bitte eine | 
Mail an 3.septem- 
ber@aufstehengegen- 
rassismus.de 


AUFRUF 


Am 3. September 2016 in Berlin: Auf- 
stehen gegen Rassismus! Deine Stim- 
me gegen die AfD! Seit Ende 2014 tra- 
gen erschreckend viele Menschen rassis- 
tische und antidemokratische Haltungen 
auf die Straßen, die zunehmend in den 
Alltag dringen. Gleichzeitig eskaliert die 
rassistische Gewalt. Tagtäglich werden 
Flüchtlingsunterkünfte angegriffen, is- 
lamfeindliche Übergriffe nehmen zu. 
Die AfD ist die Partei, die diese Rechts- 
entwicklung repräsentiert und radikali- 
siert Mit der Verabschiedung ihres 
Grundsatzprogramms hat die „Alternative 
für Deutschland“ (AfD) deutlich ge- 
macht: sie will eine andere Republik. Sie 
steht für einen autoritären Staat auf völ- 
kisch-nationaler Grundlage und für ein 
reaktionäres Frauen- und Gesellschafts- 
bild, in dem die soziale Sicherung privati- 
siert oder in die Familie zurückverlagert 
wird. Die AfD ist an vielen Orten zum 
Sammelbecken der extremen Rechten 
und zum Zentrum rassistischer, insbeson- 
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dere antimuslimischer Mobilisierung ge- 
worden. 

Es gibt eine große Solidarität mit Ge- 
flüchteten und eine starke Ablehnung der 
rassistischen Hetze der AfD. Zugleich 
wissen wir, dass es ein hohes Maß an Zu- 
stimmung zu extrem rechten Denkmus- 
tern bis in die Mitte der Gesellschaft gibt. 
Dazu gehören Rassismus, völkischer Na- 
tionalismus und der Wunsch nach einem 
autoritären Staat. Die AfD vertraut da- 
rauf, dass Rassismus und Deutschtümelei 
so weit verbreitet sind, dass niemand 
merkt, dass sie den Menschen, die sich 
um ihre Zukunft sorgen, außer hohlen 
Phrasen nichts anzubieten hat. Ob Leihar- 
beit, befristete Verträge, Niedriglöhne, 
Wohnungsnot oder Altersarmut: Eine 
Stimme für die AfD ist keine Stimme für 
eine solidarische Gesellschaft. 


Gesicht zeigen gegen rechte Hetze 


Im September 2016 will die AfD in 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin in 


zwei weitere Landes- 
parlamente einziehen. 

Mit Aufstehen gegen 
Rassismus wollen in 
den Wochen vor den 
Wahlen Gesicht zeigen 
und die Stimmung in 
; Berlin prägen. 

Wir wollen verhin- 
dern, dass Rassistinnen 
und Rassisten weiteren 
Raum für ihre Hetze be- 
kommen. 

Wir wollen nicht zu- 
lassen, dass die AfD mit 
ihrem extrem rechten 
Programm weiter an 
Einfluss gewinnt. Keine 
Stimme für die Partei 
der rassistischen Mobi- 
lisierungen! 

Deshalb rufen wir 
auf, am 3. September 
2016 in Berlin mit einer 
Demonstration und ei- 
nem Konzert ein klares 
Zeichen zu setzen: 


; Flüchtlinge Willkom- 
men - Asyl ist Men- 
_— schenrecht! 

Wir werden weiterhin 
_ Geflüchtete mit offenen 

; Armen empfangen. 
; Denn Asyl ist Men- 
schenrecht. 

Wir werden uns stark 
machen für gleiche po- 
litische und soziale 
Rechte für alle Men- 


AUFSTEIEN EEGEN RASSISMÜS! schen, 


Wir stehen an der 
Seite der Muslime und aller anderen, die 
rassistisch diskriminiert und bedroht wer- 
den. 

Wir wenden uns gegen jede gruppenbe- 
zogene Menschenfeindlichkeit wie Anti- 
semitismus, Islamfeindlichkeit, Antiziga- 
nismus und jede andere Form des Rassis- 
mus, Homophobie und Frauenfeindlich- 
keit. 


Unsere Alternative heißt Solidarität 


Wir rufen alle Menschen, zivilgesell- 
schaftliche Akteure und Bündnisse, Ge- 
werkschaften, Jugendorganisationen, 
Kulturschaffende, Religionsgemein- 
schaften und Parteien dazu auf, mit uns 
gemeinsam die Demonstration und das 
Konzert am 3.9. in Berlin zu mobilisieren 
und durchzuführen. 

Quelle: 


https://www.aufstehen-gegen- 
rassismus.del9.07.2016 I 


:flucht und migration 


Fremden- und 
flüchtlingsfeindliche 
Hasspredigt 


Flüchtlingsrat SH zur „Berliner Erklä- 
rung” der Innenminister aus CDU 
und CSU: 


Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein ist 
erschrocken über die aktuelle, unverho- 
len populistische und offenbar einzig auf 
die von niedrigsten fremdenfeindlichen 
Instinkten beherrschte Meinungsführer- 
schaft an den Stammtischen zielende Er- 
klärung der CDU/CSU-Innenminister. 

Dass hier die tragischen Fälle von 
zweien in Folge von fluchtbedingter Ge- 
walterfahrung offenkundig schwer trau- 
matisierten und irregeleiteten Menschen 
hemmungslos politisch ausgeschlachtet 
werden sollen, ist ein alarmierendes Indiz 
für die mit Blick auf die anstehenden 
Wahldebatten sich einmal mehr andeuten- 
de Abwärtsspirale beim demokratischen 
und humanitären Niveau im parteienpoli- 
tischen Diskurs. 

„Dass mit der aktuellen Berliner Erklä- 
rung ganz im Sinne vergleichbar interes- 
sengeleiteter Hasspredigten — insbesonde- 
re Stimmung gegen Flüchtlinge gemacht 
werden soll, ist offensichtlich“, erklärt 
Martin Link, Geschäftsführer im Flücht- 
lingsrat Schleswig-Holstein. „Es ist ein 
gesellschaftspolitisch unverantwortliches 
und auf billige Profite an den Wahlurnen 
schielendes Spiel mit dem Feuer, so Link 
weiter. 

Der Forderungskatalog der CDU/CSU- 
Innenminister macht den Eindruck, als 
hätte die AfD daran mitgeschrieben. Tat- 
sächlich geht es hier offenbar gar nicht um 
eine seriöse rechtspolitische Aufarbeitung 
der Attentate von Würzburg und Ansbach. 
Die CDU-Innenminister wollen lediglich 
die Gunst der Stunde nutzen, unter dem 
Eindruck öffentlicher Verunsicherung 
jetzt so viel demokratiefeindliche Sicher- 
heits- und Überwachungstechnokratie, 
Polizeiaufrüstung und normierte Diskri- 
minierung ethnischer und religiöser Min- 
derheiten wie möglich durchzusetzen. 

Wer jetzt die doppelte Staatsbürger- 
schaft abschaffen will, zielt damit offen- 
bar auf Menschen mit Migrationshinter- 
grund aus der Türkei oder anderen (isla- 
mischen) Fluchtherkunftsländern — und 
verschweigt dabei, dass Doppel- 
staatler_innen hierzulande insbesondere 
aus den USA, Russland, aus EU-Mit- 
gliedsstaaten oder aus Israel stammen. 

Dass der Doppelpass gespaltene Loya- 
litäten und damit Integrationshindernisse 
schaffe, hat ausschließlich Behauptungs- 
qualität und die CDU/CSU-Innenminister 
befinden sich damit im offenen Wider- 
spruch zu allen relevanten integrations- 
wissenschaftlichen Studien. 

Dass mehr Personal eine schnellere Ab- 
schiebung ausreisepflichtiger Personen 


ermögliche, sollten insbesondere Innen- 
politiker besser wissen. Dem Vollzug der 
Ausreisepflichtt in der von den 
CDU/CSU-Innenministern augenschein- 
lich gewünschten Größenordnung stehen 
allerdings regelmäßig die europäische 
und nationale Gesetzeslage und Recht- 
sprechung, tatsächliche Ausreisehinder- 
nisse und oder die fehlende Rückkehr- 
möglichkeit in das Zielland entgegen — 
komplexe Gründe also, die sich auch mit 
noch so viel Polizisten nicht ändern wer- 

den. 
Quelle: Flüchtlingsrat Schleswig-Hol- 
stein 10.08.2016 


De Maiziere trumpft auf 
Neues „Antiterrorpaket” 


Unions-Innenpolitiker setzen auf weitere 
Grundrechtseinschränkungen und bedie- 
nen antimuslimische Ressentiments 
Rund ein Jahr vor den Bundestagswahlen 
setzt die Union darauf, sich durch Geset- 
zesverschärfungen und neue Überwa- 
chungsmethoden als Garantin der „inne- 
ren Sicherheit‘ zu profilieren. Als Haupt- 
feinde nennt sie gemeingefährliche „Isla- 
misten“, sogenannte Integrationsverwei- 
gerer und straffällige Ausländer. 

Nach einem Bericht der Bild von ges- 
tern will Innenminister Thomas de Mai- 
ziere (CDU) am heutigen Donnerstag ein 
neues „Antiterrorpaket“ präsentieren. Un- 
ter anderem will er die ärztliche Schwei- 
gepflicht lockern, damit Mediziner, die 
von geplanten Straftaten ihrer Patienten 
erfahren, diese der Polizei melden. Der 
Präsident der Ärztekammer, Ulrich Mont- 
gomery, wies allerdings darauf hin, dass 
Ärzte bereits nach geltendem Recht in 
Einzelfällen von der Schweigepflicht ab- 
weichen dürfen. „Die angespannte innen- 
politische Sicherheitslage darf nicht zu 
vorschnellen politischen und rechtlichen 
Maßnahmen verleiten.“ 

De M aiziere plant zudem die Einfüh- 
rung eines neuen Grundes für Abschiebe- 
haft: Die „Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit.“ Davon betroffen sollen nicht 
nur straffällig gewordene Ausländer sein, 
sondern auch sogenannte Gefährder. Als 
solche gelten Personen, bei denen die 
„Annahme“ besteht, dass sie Straftaten 
begehen könnten. Die Annahme gründet 
sich häufig auf kaum nachprüfbare Anga- 
ben von Geheimdiensten, so dass der ge- 
plante Haftgrund zu einem reinen Instru- 
ment der Willkür zu geraten droht. 

Noch erheblich über die Vorstellungen 
de Maizieres hinaus gehen die Absichten 
der Unions-Innenminister der Länder, die 
in einer „Berliner Erklärung“ einen ex- 
trem demagogischen Tonfall pflegen: 
„Wir fordern, Integrationsverweigerung 
zu ahnden bis hin zur Ausweisung“, heißt 
es da. Die doppelte Staatsbürgerschaft 
soll wieder abgeschafft werden, weil sie 


sich angeblich als „Integrationshemmnis“ 
erwiesen habe. Als Beleg dienen die Kon- 
flikte innerhalb der türkischen Communi- 
ty in Deutschland nach dem Putschver- 
such in der Türkei. Nichtdeutsche „Has- 
sprediger“ sollen ausgewiesen, Moscheen 
auf eine etwaige Finanzierung durch „ex- 
tremistische Organisationen“ überprüft 
werden. Dass es weniger um die Gewähr- 
leistung von Recht und Ordnung geht, 
sondern um die Bedienung antimuslimi- 
scher Ressentiments, zeigt die Forderung 
nach einem Verbot des Tragens von Bur- 
kas in der Öffentlichkeit. Da hat selbst der 
Bundesinnenminister verfassungsrechtli- 
che Bedenken angemeldet. Die geforder- 
te Einschränkung von Grundrechten träfe 
allerdings alle: Die Unionsinnenminister 
wollen den Verfassungsschutzämtern in 
Bund und Ländern die Nutzung der Vor- 
ratsdatenspeicherung erlauben, die bis- 
lang der Polizei vorbehalten ist. Außer- 
dem sollen schon 14jährige Kinder ge- 
nauso wie Erwachsene bespitzelt werden 
können. Zudem werden mehr Videoka- 
meras im öffentlichen Raum gefordert. 
Mit dem Ruf nach Einrichtung eines EU- 
Kommissars für „irreguläre Migration, 
Schleuserkriminalität und Rückführung“ 
zeigen die Unionspolitiker, dass sie ver- 
bissen am Projekt „Festung Europa“ fest- 
halten wollen. 

Der Forderungskatalog der Unions-Mi- 
nister ist im Detail offenbar nicht mit Mi- 
nister de Maiziere abgesprochen, der ges- 
tern sagte, er sei nicht mit allem einver- 
standen. SPD-Vize Ralf Stegner lehnte 
die Abschaffung der doppelten Staatsbür- 
gerschaft ab. Die Linksfraktion kritisierte 
die Pläne scharf: Sie zeugten von einer 
„Irumpisierung“ der Innenpolitik, so Vi- 
zechef Jan Korte. „Die Innenminister der 
Union sind eindeutig im Wahlkampfmo- 
dus und fischen dabei wieder einmal kräf- 
tig am rechten Rand.“ 

(Artikel aus junge Welt, 11. 8. 2016) 

Quelle: www.ulla-jelpke.de11.08.2016 


Das Integrationsgesetz ist 
Etikettenschwindel 


Der Landesflüchtlingsrat MV e.V. be- 
wertet das am Wochenende in Kraft 
getretene Integrationsgesetz. 

Das Gesetz ist ein Etikettenschwindel. Es 
verspricht Integration und wird das Ge- 
genteil bewirken. Die im Integrationsge- 
setz formulierten Maßnahmen erschwe- 
ren die Integration und verschärfen das 
Asyl- und Aufenthaltsrecht. 

Wenn sich derzeit die Politiker*innen 
der großen Koalition im Wahlkampf im 
Eigenlob auf die Schulter klopfen, so ist 
das aus Sicht des Flüchtlingsrates MV 
e.V. als Desinformation zu bezeichnen. 
Beispielhaft kritisiert der Flüchtlingsrat 
insbesondere folgende drei Maßnahmen: 
Wegfall der Vorrangprüfung am Ar- 
beitsmarkt: Dieser eigentlich begrü- 
Benswerte Wegfall trifft aber gar nicht 
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auf unser Bundesland zu. Es gilt nur für 
in der Anlage zum Integrationsgesetz 
aufgeführte Bezirke der Bundesagentur 
für Arbeit. Keiner der fünf Bezirke in 
Mecklenburg-Vorpommern steht auf die- 
ser Liste. In Mecklenburg-Vorpommern 
wird es also weiterhin die Vorrangprü- 
fung am Arbeitsmarkt geben, können 
also umgekehrt Arbeitgeber weiterhin 
kein Personal finden bzw. Praktikant*in- 
nen im Asylverfahren nicht einstellen, 
auch wenn sie noch so gut in den Betrieb 
passen würden. Weiterhin wird die ZAV 
in Duisburg entscheiden. Arbeitgeber*in- 
nen empfinden diese Vorrangprüfungen 
im Übrigen als bürokratische Hürde und 
vermeiden deswegen leider oft schon die 
Antragstellung. 

Die Verpflichtung zur Ausübung von 
80-Cent-Jobs wird Flüchtlinge prekari- 
sieren ohne ihnen echte Perspektiven auf 
dem Arbeitsmarkt zu eröffnen. Letztlich 
werden damit wie bislang auch schon Ge- 
flüchtete damit beschäftigt, in Gemein- 
schaftsunterkünften Sanitäranlagen und 
Gemeinschaftsküchen zu schrubben, Flu- 
re und Treppenhäuser zu putzen sowie die 
Anlagen zu pflegen, Laub zu harken und 
Schnee zu fegen. Die Erledigung dieser 
Arbeiten ist ohne Zweifel nötig, führt 
aber jetzt nicht plötzlich zu besserer Inte- 
gration in den ersten Arbeitsmarkt, son- 
dern hält ab sofort mehr Menschen ruhig. 
Mögliche Leistungskürzungen: Asyl- 
suchenden soll ihr Anspruch auf ein so- 
ziokulturelles Existenzminimum be- 
schnitten werden, wenn sie sich weigern, 
die angeordneten 80-Cent-Jobs auszu- 
führen oder an einem Integrationskurs 
teilzunehmen. Zugleich sollen Asylsu- 
chende zu Integrationskursen verpflichtet 
werden. Die Regelung ist vor dem Hin- 
tergrund absurd, dass bislang zu wenige 
Integrationskurse in Mecklenburg-Vor- 
pommern angeboten werden können und 
beispielsweise Afghan*innen und Ukrai- 
ner*innen explizit von der Teilnahme an 
diesen Kursen ausgeschlossen sind. Der 
Gesetzgeber schürt Ressentiments, dass 
Asylsuchende „integrationsunwillig“ sei- 
en — obwohl Asylsuchende gerade Inte- 
grationskurse besuchen wollen und es 
rechtlich wie faktisch nicht können. Inte- 
gration als zweiseitiger Prozess wird da- 
mit gefährdet, weil die Mehrheitsbevöl- 
kerung aus Fremdenangst Barrieren er- 
richtet. 

Was eigentlich notwendig wäre, wird 
mit diesem Gesetz nicht geschaffen: 
Dezentrale Unterbringung, Altfallrege- 
lungen, Integrationskurse für alle, kriti- 
siert der Flüchtlingsrat. Das Integrations- 
gesetz ist kein Schritt in die Richtung ei- 
ner modernen Einwanderungsgesell- 
schaft, sondern fällt meilenweit hinter 
wissenschaftliche und praktische Er- 
kenntnisse zurück. 

Unklar ist bis heute, wie das Land 
Mecklenburg-Vorpommern die Wohn- 
sitzauflage (auch rückwirkend) erteilen 
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will, weil es noch keine Umsetzungshin- 
weise für die Ausländerbehörden gibt. 
Der Flüchtlingsrat fordert hier integrati- 
onshemmende Umsetzung und unnötige 
bürokratische Hürden zu vermeiden, die 
einerseits die Geflüchteten in der Mobili- 
tät am Arbeitsmarkt einschränken, ande- 
rerseits überlastete Ausländerbehörden 
zusätzlich fordern. 

Die Wartezeiten in Sachen Aufenthalts- 
dokumente, Arbeitsmarktzugang und 
Umzugsgenehmigungen betragen derzeit 
häufig schon mehrere Monate. Das ist 
weder menschen- noch wirtschafts- 
freundlich. Besser wären beispielsweise 
die Mittel für die 80-Cent-Jobs bei För- 
derung einstellungswilliger Unterneh- 
men oder bei der Berufsausbildungsbei- 
hilfe für Menschen im Asylverfahren an- 
gelegt. 

Außerdem sollten die betroffenen Ge- 
meinden Mitsprache erhalten. Denn diese 
haben häufig in Betreuungspersonal oder 
Begegnungsstätten investiert, neue Hort- 
und/oder Kita-Plätze geschaffen. Statt 
rein auf fiskalische Erwägungen zu ach- 
ten, sollten Behörden danach entscheiden, 
in welchen Kommunen das Zusammenle- 
ben gut funktioniert. Dazu erklärt Ulrike 
Seemann-Katz, Vorsitzende des Flücht- 
lingsrats MV e.V.: „Es kann nicht Sinn 
der Sache sein, dass wohlmöglich 
Deutschkurse abgebrochen, Kinder aus 
dem Freundeskreis gerissen und den Ar- 
beitgebern eingearbeitetes Personal ge- 
nommen werden. Integration findet vor 
Ort statt, wo Kontakte zur Bevölkerung 
möglich sind. Die Chancen darauf sind in 
Heimen schlechter und durch ständige 
„Ad-Hoc-Umzüge“ nahezu unmöglich.“ 
Quelle: http://www.fluechtlingsrat-mv.de 

10.08.2016 I 


Formulierungshilfen für die 
Berichterstattung im 


Einwanderungsland 

Die Macht der Worte kann mensch gar 
nicht hoch genug hängen. Bei der Be- 
richterstattung über die Schicksale, Hin- 
tergründe und Lebensumstände von Ge- 
flüchteten bedarf es eines sensiblen Um- 
gangs mit Sprache, um eine dichotome 
Gegenüberstellung mit DEN Flüchtlin- 
gen zu vermeiden. Es gilt zu erreichen 
Geflüchtete auch als aktive und selbst- 
ständige Akteur innen wahrzunehmen, 
nicht nur als „DIE Anderen‘ und bloße 
Empfänger innen von Hilfeleistungen 
und Integration. 

Dieser Glossar von „Neue Medienma- 
cher e.V. “ kann dabei unterstützen. 
http://www.neuemedienmacher.de/downl 
oad/NdM Glossar_www.pdf 

„Nicht selten passiert es aber, dass 
Wörter wie „Einwanderer“, „Zuwande- 
rer“ und „Migrant‘“ im selben Text neben- 
einander verwendet werden, in der An- 
nahme, sie würden alle dasselbe bedeu- 
ten. Worin sich diese Begriffe unterschei- 


den und bei welchen weiteren Themen 
ungenau formuliert wird, erläutern wir in 
diesem Glossar. Die Alternativbegriffe, 
die wir dazu anbieten sind als Vorschläge 
zu verstehen und sollen als Hilfestellung 
für die tägliche Redaktionsarbeit dienen.“ 
Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
11.08.2016 0 


Berlin: Brandanschlag in 
Flüchtlingsunterkunft 


Flüchtlingsrat Berlin fordert mögliche 
rassistische Motivation bei den Ermitt- 
lungen ernst zu nehmen. 

In den frühen Morgenstunden, des 8. 
August 2016 ist in der bewohnten Contai- 
nerunterkunft in Berlin-Buch ein Feuer 
ausgebrochen. Nach bisherigen Erkennt- 
nissen geht die Berliner Polizei von einer 
vorsätzlichen Brandstiftung aus. Sollte es 
sich herausstellen, dass die Tat aus rassis- 
tischen Motiven begangen wurde, würde 
sie sich einreihen in eine immer länger 
werdende Liste von Angriffen auf Ge- 
flüchtete und ihre Unterkünfte in Berlin. 
Allein in diesem Jahr kam es in Berlin 
laut der gemeinsamen Chronik der Ama- 
deu Antonio Stiftung und PRO ASYL be- 
reits zu 21 Angriffen auf Geflüchtete und 
ihre Unterkünfte. In 3 Fällen handelte es 
sich dabei um Brandanschläge auf ge- 
plante Unterkünfte. 

Diesmal ist das Feuer allerdings in ei- 
ner bewohnten Einrichtung ausgebro- 
chen. 

„Ein Angriff auf ein bewohntes Haus, 
ist ein Angriff auf das Leben von Men- 
schen. Die Hintergründe der Tat müssen 
schnellstmöglich und lückenlos aufge- 
klärt werden. “ so Katharina Müller vom 
Flüchtlingsrat Berlin. 

Der Flüchtlingsrat Berlin fordert: Eine 
mögliche rassistische Motivation ist bei 
den Ermittlungen ernst zu nehmen, Ge- 
flüchtete müssen besser geschützt werden 
und Straftaten gegen Geflüchtete und ihre 
Unterkünfte konsequenter verfolgt werden. 
Quelle: Pressemitteilung Flüchtlingsrats 
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Sammelunterkunft: 
Schäbigste Unterbringung 


„Wir sind entsetzt über die schäbige Un- 
terbringung der Flüchtlinge in der ehe- 
maligen Meininger Mehrzweckhalle. 
Was einen Landkreis dazu bewegt, Men- 
schen in solcher Form zu behandeln, ist 
für uns in keinster Weise nachvollziehbar 
und unwürdig. Immer wieder hört der 
Flüchtlingsrat, dass diese Halle insbeson- 
dere als „Abschreckungs-“ oder „Straf“- 
Halle fungiere. Wir fordern die sofortige 
Schließung der Halle und eine gute Un- 
terbringung für die Bewohner*innen“, so 
Nathanael Falk vom Flüchtlingsrat Thü- 
ringen e.V. 

Der Flüchtlingsrat Thüringen besichtig- 
te gestern, am 8. August 2016, die ehema- 


lige Mehrzweckhalle, in der seit Monaten 
Geflüchtete untergebracht werden. 

Das Innere der Halle ist durch decken- 
hohe Abgrenzungen aus Bauwänden und 
Planen in kleine, dunkle und stickige Ab- 
teile unterteilt. In einigen dieser Abteile 
gibt es weder Tageslicht noch Fenster. Wo 
es Fenster gibt, können diese von den Be- 
wohner*innen nicht selbst geöffnet oder 
geschlossen werden. 

Immer wieder würden sich Security- 
Mitarbeiter auch Zutritt zu den Abteilen 
der Bewohner*innen verschaffen und die 
abschließbaren Spinde durchsuchen, be- 
richteten die Bewohner*innen. Außerdem 
würden die Security-Mitarbeiter Besu- 
chern den Zutritt verwehren. Dies berich- 
teten auch ehrenamtliche Flüchtlingsun- 
terstützer*innen aus Meiningen. 

Überhaupt gibt es weder Privatsphäre 
noch Rückzugsräume für die Bewoh- 
ner*innen. „Die Duschen sind nicht ab- 
schließbar und die Toiletten der Security- 
Mitarbeiter befinden sich im Durchgangs- 
bereich von Frauenduschen und- toilet- 
ten“, so Sabine Blumenthal vom Flücht- 
lingsrat, was jedem Gewaltschutzkonzept 
— falls es eines geben sollte — zuwider 
läuft. 

Security-Mitarbeiter unterrichteten 
Landrat Heimrich (SPD) über den Auf- 
enthalt von Mitarbeiter*innen des Flücht- 
lingsrates in der Halle, woraufhin Vertre- 
ter*innen des Sozialamts und die Polizei 
vorbeikamen. Der Flüchtlingsrat wurde 
auf Anweisung des Landrats des Gelän- 
des verwiesen und mit einem Hausverbot 
bedroht, obwohl $2 Abs. 5 des Thüringer 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes gerade 
Flüchtlingshilfsorganisationen den Zutritt 
zu allen Gemeinschaftsunterkünften ge- 
währen soll. „Wenn ein Landrat bereit ist, 
Mitarbeiter*innen einer gemeinnützigen 
Flüchtlingshilfsorganisation mit Hilfe der 
Polizei vom Gelände einer Unterkunft zu 
verweisen, stellt sich die Frage, ob hier 
ein menschenunwürdiger Umgang mit 
Geflüchteten vertuscht werden soll“, so 
Nathanael Falk vom Flüchtlingsrat Thü- 
ringen e.V. weiter. 

Quelle: Flüchtlingsrat Thüringen 
09.08.2016 I 


Landkreis Schmalkalden- 
Meiningen hält weiterhin an 
diskriminierender Gutschein- 
praxis für Geflüchtete fest 


Der Flüchtlingsrat Thüringen ist empört 
darüber, dass der Landkreis Schmalkal- 
den-Meiningen immer noch einigen Ge- 
flüchteten als Sanktionsinstrument die ih- 
nen zustehenden Leistungen in Form von 
Lebensmittelgutscheinen und einem ge- 
ringen Taschengeld auszahlt. 
„Offensichtlich wird im Landkreis 
Schmalkalden-Meiningen immer noch an 
der abgeschafft geglaubten und diskrimi- 
nierenden Praxis der Gutscheinversorgung 


festgehalten“, so Nathanael Falk vom 
Flüchtlingsrat Thüringen. „Die Äußerun- 
gen von Landrat Heimrich (SPD), dass in 
der Halle in Meiningen vornehmlich ab- 
gelehnte und/oder „straffällig“ gewordene 
Asylbewerber untergebracht sind, bestäti- 
gen unseren Verdacht, dass die Halle als 
„Abschreckungs-“ oder „Strafhalle‘“‘ fun- 
giert. Eine derartige Praxis ist durch nichts 
zu legitimieren und steht im klaren Wider- 
spruch zur Absicht der Landesregierung, 
eine menschenrechtsorientierte Flücht- 
lingspolitik zu betreiben“, so Falk weiter. 
Durch die Versorgung mit Lebensmit- 
telgutscheinen, können die Geflüchteten 
nicht selbst entscheiden, wo sie einkaufen 
und wofür sie ihr Geld ausgeben. Außer- 
dem können die Geflüchteten mit Lebens- 
mittelgutscheinen und geringem Taschen- 
geld kaum anwaltliche Unterstützung in 
ihrem Asylverfahren bekommen oder Bu- 
stickets bezahlen. 
10. AUGUST 2016, http://www.fluecht- 
lingsrat-thr.de I 


Umzüge in Größenordnung? 


Der Flüchtlingsrat MV e.V. setzt sich 
weiterhin für dezentrale Unterbringung 
in Mietwohnungen ein und fordert Innen- 
minister Caffier auf, notwendige rechtli- 
che Grundlagen dafür zu schaffen. 

Den Flüchtlingsrat erreichen in diesen 
Tagen immer häufiger Meldungen, dass 
Asylsuchende und Geduldete aus der de- 
zentralen Unterbringung in Mietwohnun- 
gen in Gemeinschaftsunterkünfte oder 
„zentralisierte“ dezentrale Unterbringung 
umverteilt werden sollen. 

Ziel sei die Auslastung von Immobi- 
lien, für die längerfristige Verträge vorlä- 
gen, und von existierenden Heimen. Die- 
se aus Steuerzahlersicht verständliche 
Zielstellung ist aus Sicht des Flüchtlings- 
rats MV e.V. aber abzuwägen gegen das 
Interesse, Integration von Anfang an gut 
gelingen zu lassen und nicht später teuer 
nachholen zu müssen. Denn auch dieses 
muss dem Steuerzahler erklärt werden. 

Ganz und gar nicht nachvollziehbar ist, 
dass bei der Umverteilung, Menschen aus 
ihren sozialen Zusammenhängen gerissen 
werden sollen. Der Flüchtlingsrat MV gibt 
zu bedenken, dass insbesondere Kinder 
nicht ständig umziehen sollten, vor allem 
wenn schon Schulen oder Kindergärten be- 
sucht werden. Zu berücksichtigen ist auch, 
dass geflüchtete Menschen zur Ruhe kom- 
men können sollten und nicht wie Stückgut 
hin- und herverfrachtet werden dürften. 

Der Flüchtlingsrat teilt außerdem mit, 
dass einige der Anrufenden angeben, dass 
sie eigentlich gebeten wurden, nicht darü- 
ber zu sprechen, dass Betreuungspersonal 
bei der Durchführung der Umzüge verbo- 
ten hätten, das zu fotografieren oder zu 
filmen bzw. verlangt hätten die Fotos zu 
löschen. 

Der Flüchtlingsrat MV e.V. verlangt, 
rechtliche Kriterien zu erstellen, die die 


dezentrale Unterbringung in Mietwoh- 
nungen über die bislang festgelegten 
Gründe rechtfertigen, wie beispielsweise 
° Schulbesuch oder Besuch einer Kita 
von Kindern 

° Besuch von Sprachkursen, 

°  Ausbildungs- oder Arbeitsaufnahme 

* Ehrenamtliches oder freiwilliges En- 
gagement in der Gemeinde oder im 
Stadtteil 

« Vorliegen einer Erkrankung oder 
posttraumatischen Belastungsstörung 

Außerdem sollten die betroffenen Ge- 
meinden Mitsprache erhalten. Denn diese 
haben häufig in Betreuungspersonal oder 
Begegnungsstätten investiert, neue Hort- 
und/oder Kita-Plätze geschaffen. Statt 
rein auf fiskalische Erwägungen zu ach- 
ten, sollten Behörden danach entscheiden, 
in welchen Kommunen das Zusammenle- 
ben gut funktioniert. 

Dazu erklärt Ulrike Seemann-Katz, Vor- 
sitzende des Flüchtlingsrats MV e.V.: „Es 
kann nicht Sinn der Sache sein, dass wohl- 
möglich Deutschkurse abgebrochen, Kin- 
der aus dem Freundeskreis gerissen und 
den Arbeitgebern eingearbeitetes Personal 
genommen werden. Integration findet vor 
Ort statt, wo Kontakte zur Bevölkerung 
möglich sind. Die Chancen darauf sind in 
Heimen schlechter und durch ständige 
„Ad-Hoc-Umzüge“ nahezu unmöglich.“ 
Quelle: http://www.fluechtlingsrat-mv.de 
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Alarmierend: Deutlich mehr 
Abschiebungen und Zurück- 


weisungen 

„Die ständigen Forderungen nach mehr 
Abschiebungen sind nun vollends als rei- 
ne Polemik entlarvt. Denn es werden so- 
gar mehr Menschen abgeschoben als 
2015. Und auch die Zahl der sogenann- 
ten freiwilligen Ausreisen ist im Ver- 
gleich zum Vorjahr noch weiter gestie- 
gen“, kommentiert Ulla Jelpke, innenpo- 
litische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE, die Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage zu den Ab- 
schiebungen im ersten Halbjahr 2016. 
Jelpke weiter: 

„Allerdings kann hier von ‘“freiwilli- 
gen’ Ausreisen im Grunde keine Rede 
sein. Die Betroffenen verlassen Deutsch- 
land vielmehr infolge der hiesigen Ab- 
schreckungspolitik: Jahrelange Prüfver- 
fahren, kein Zugang zu Sprachkursen, 
kein Recht auf Familiennachzug. Diese 
zermürbenden Bedingungen sind es, die 
schutzbedürftige Flüchtlinge — darunter 
auch aus dem Irak und Afghanistan — 
dazu bringen, Deutschland wieder zu ver- 
lassen und sich in ihren Herkunftsländern 
in Lebensgefahr zu begeben. 

Die Abschiebepraxis wird immer bruta- 
ler und unmenschlicher. Die Zahl der 
Sammelabschiebungen hat im Vergleich 
zu den Vorjahren massiv zugenommen, 
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Bistum Regensburg lässt Flüchtlinge 


abschieben 


; Während Papst Franziskus mahnt, 
..den Flüchtlingen die Herzen und 

die Türen zu Öffnen, lässt das Bis- 
tum Regensburg vier Roma Familien, die 
in St. Emmeram Schutz gesucht hatten, 
von der Polizei räumen. 

Die Situation war von Anfang an 
schwierig. Rund 50 Menschen aus Ser- 
bien, Albanien und dem Kosovo, unter 
Ihnen viele Rom*njia begaben sich in den 
Regensburger Dom. Sie kamen aus dem 
bayerischen Abschiebelager Manching, 
aus Regensburg, wo sich noch einige Fa- 
milien verzweifelt wehren, ins „Rückfüh- 
rungszentrum‘“ Bamberg umgesiedelt zu 
werden, aus Hamburg, Berlin, aus der 
Nähe von Ulm. Sie protestierten gegen 
die Abschiebelager und gegen den Begriff 
„sichere Herkunftsländer“. Die Öffent- 
lichkeit benutzt die Rede von „sicheren 
Herkunftsländern“ wie eine Augenbinde, 
um sich abzuwenden von der Situation, in 
der viele in Südosteuropa leben: diskrimi- 
niert, ohne effektiven Zugang zu ärztli- 
cher Behandlung, Bildung, Arbeit und in 
meist elenden Verhältnissen. Die Flücht- 
linge forderten, dass man ihnen ein Blei- 
berecht geben möge. Das kann die Kirche 


nicht. Dass das Bistum Regensburg aber 
den Job des Innenministeriums macht, 
muss auch nicht sein. 

Das Bistum hätte den Flüchtlingen Ge- 
legenheit geben können, dass ihre Fälle 
von den zuständigen Behörden geprüft 
werden. Ein Caritas Berater, der hiermit 
begonnen hatte, wurde schnell abgezo- 
gen. Die Kirche hätte mahnen können, 
dass auch in den Rückführungszentren 
Bamberg und Manching grundlegende 
Rechte für Flüchtlinge eingehalten wer- 
den müssen. Das tat der Bamberger Bi- 
schof, aber aus Regensburg kein Wort 
dazu. Das Bistum hätte auch auf die Si- 
tuation vieler Menschen, vor allem der 
Roma, in den Balkanstaaten verweisen 
können. Das Bistum Regensburg hat ein 
großes und gut arbeitendes Hilfswerk, 
Renovabis, für Projekte in Ost- und Süd- 
osteuropa. Kein Wort von Renovabis, kei- 
ne Erklärung des Bistums. Das Bistum 
hätte wenigstens der letzten Forderung 
der verbliebenen Flüchtlinge, nämlich 
freiwillig in ihre Herkunftsländer zurück- 
reisen zu dürfen, entgegenkommen kön- 
nen. Stattdessen nur Versuche, die Flücht- 
linge zum Aufgeben zu bewegen, ihre 
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Forderungen zu diskreditieren. Das Bis- 
tum öffnete nicht den Flüchtlingen, son- 
dern der Polizei die Türen, damit diese 
mit dem Problem aufräumt, das das Bis- 
tum offenkundig mit einer Handvoll 
Flüchtlinge hatte. 

Dass der Vertreter des Bistums, Gene- 
ralvikar Fuchs, dann in der letzten Presse- 
mitteilung noch die Flüchtlinge be- 
schimpft, sie hätten ihre Kinder als 
Druckmittel und Drohung instrumentali- 
siert, ist nur der letzte Fußtritt, den das 
Bistum den Flüchtlingen nun hinterher- 
schickt. Wenn der Generalvikar in der 
Pressemeldung des Bistums sagt: „Unse- 
re Kirchen bleiben offen für alle Men- 
schen, die beten wollen, die Stille suchen 
oder unsere Kirchen bewundern“, warum 
müssen dann die wenigen protestierenden 
Flüchtlinge als „gewaltsame Eindringlin- 
ge‘ bezeichnet werden? 

Der Bischof von Regensburg und sein 
Generalvikar sind nicht die Kirche. Gott- 
lob, möchte man fast ausrufen. 

Quelle: http://www.fluechtlingsrat-bay- 
ern.de 09.08.2016 I 


ALLE ROMA 
BLEIBE 


Flüchtlingsrat Thüringen unterstützt Peti- 
tion des Bundes Roma Verbandes e.V. 


Der Flüchtlingsrat Thüringen e.V. 
hat die Petition des Bundes 
Roma Verbandes am 20.7.2016 
unterzeichnet und unterstützt die For- 
derungen nach Kontingentaufnahmen 
für verfolgte Roma aus den angeblich 
sicheren Herkunftsländern und ein 
Bleiberecht für alle dort diskriminier- 
ten ethnischen Minderheiten. 
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Endlich eine Lösung für Generatio- 
nen finden: Bleiberecht für Roma in 
Deutschland 


Das Mahnmal für die im Nationalsozia- 
lismus ermordeten Roma und Sinti Euro- 
pas in Berlin erinnert an Verfolgung und 
Vernichtung, an Überleben und Deporta- 
tion. Dort versammelten sich im Mai 
2016 etwa 50 Roma versammelt, um ge- 


gen ihre Abschiebungen und die struktu- 
relle Diskriminierung, soziale und politi- 
sche Ausgrenzung zu protestieren. 
Nachts wurde die Versammlung am 
Mahnmal gewaltvoil von der Polizei ge- 
räumt. 

Weder in den als sicher eingestuften 
Herkunftsstaaten noch in Deutschland 
finden Roma einen Ort, an dem ihnen 


ein Leben in Würde möglich ist. Das 
Wort Deportation ist heute mit der Praxis 
der nächtlichen unangekündigten Ab- 
schiebungen in existentielle Unsicher- 
heit und Verfolgung in den Sprachge- 
brauch der Roma zurückgelangt. Alle 
zuletzt beschlossenen Verschärfungen 
des Asyl- und Aufenthaltsrechts wirken 
sich auf die Situation von Roma in 
Deutschland als dramatische Verschlech- 
terung aus. 

„Viele von uns, auch kleine Kinder 
und Jugendliche, leben in ständiger 
Angst vor staatlichen Organen und müs- 
sen sich, wenn die Abschiebung droht, 
auch in Deutschland im Untergrund auf- 
halten. Das bedeutet kein Zugang zu 
ärztlicher Versorgung, zu Bildung, Arbeit 
und öffentlichem Leben. Grund- und 
Menschenrechte bleiben uns verwehrt, 
unsere Würde wird uns entrissen. Diese 
permanente Entrechtung zementiert so- 
wohl gesellschaftlich wie auch staatli- 
cherseits einen Zustand, aus dem wir al- 
leine nicht herausfinden sollen“ so das 
Fazit der seit den Kriegen in Jugoslawien 
in Unsicherheit befindlichen Romnja und 
Roma. 

Roma sind nirgendwo sicher. In den 
Ländern des ehemaligen Jugoslawiens 
haben sie keine Rechte, selbst wenn diese 
von der Bundesrepublik und den jeweili- 
gen Regierungen vereinbart werden. Al- 
banien, Bosnien und Herzegowina, Koso- 
vo, Mazedonien, Montenegro und Ser- 
bien sind, auch nach ihrer Einstufung im 
deutschen Recht als „sichere Herkunfts- 
staaten“, für Roma nicht sicher. Damit 
wird jegliche Chance auf Flüchtlingsaner- 
kennung genommen. Die Regelung der 
„sicheren Herkunftstaaten“ kommt für 
Roma einer Abschaffung des Asylrechts 
gleich. 

Nahezu allen Roma in diesen Ländern 
bleibt nicht nur der Zugang zum Arbeits- 
markt verwehrt, sondern auch jede Teil- 
habe am gesellschaftlichen Leben. Nach 
Erkenntnissen aller internationalen Orga- 
nisationen — ob Europarat, OSZE, Re- 
cherchegruppe, Roma Antidiscrimination 
Network, Pro Asyl oder GfbV etc. - ist 
die Lage der Roma in der Region hoff- 
nungslos. Durch den starken Rassismus 
gegen Roma in Serbien und Mazedonien, 
leben viele Roma in selbst gezimmerten 
Baracken in informellen Siedlungen, oft 
ohne fließendes Wasser oder Anschluss 
an jede Art offizieller Infrastruktur. Roma 
werden nicht eingestellt, finden im 
Krankheitsfall kaum kostenlose medizini- 
sche Hilfe. Die Kosten für medizinische 
Grundversorgung im Kosovo müssen 
nach Recherchen von AnwältlInnen, Ärz- 
tInnen und JournalistInnen in Zusammen- 
arbeit mit dem Bleiberechtsnetzwerk 
„alle bleiben“ auch von Angehörigen der 
Mehrheitsgesellschaft übernommen wer- 
den — die Roma trifft das aber umso här- 
ter, weil sie keinen Zugang zum Arbeits- 
markt und infolgedessen auch kein Geld 


zur Verfügung haben. Fälle, in denen 
selbst Kindern von Roma mit chroni- 
schen Erkrankungen die an sich staatlich 
garantierte kostenlose medizinische Ver- 
sorgung verweigert wird, sind mörderisch 
und führen zu einer erhöhten Kindersterb- 
lichkeit. 

Immer wieder werden sie Ziel von na- 
tionalistischen Angriffen. Schulbesuch 
ist für die Kinder kaum möglich wenn öf- 
fentlich zu Gewalt gegen die Minderheit 
aufgerufen wird. Nicht nur die neonazis- 
tische Srbska Akcija (Serbische Aktion) 
verherrlichte die Bedrohung und Vertrei- 
bung der Romal. Aus Mazedonien be- 
richtet das Helsinki Komitee von rassisti- 
schen Angriffen, nach denen häufig die 
Opfer und nicht die Täter Schwierigkei- 
ten bekommen. Fälle, in denen Angehöri- 
ge des Polizeiapparates angezeigt waren, 
wurden mit Erpressung und Druck beant- 
wortet, so dass die Anzeigen zurück ge- 
zogen werden. An den Grenzen kommt 
es zu ethnischem Screening, infolge des- 
sen Roma an der Ausreise gehindert wer- 
den. 

Die wirtschaftliche Lage in den exjugo- 
slawischen Ländern ist so problematisch, 
dass häufig auch die Armen der Mehr- 
heitsgesellschaften unter dem Existenz- 
minimum leben. Die Roma, von denen 
auch nach über fünfzehn Jahren noch vie- 
le als unregistrierte Binnenflüchtiinge ein 
Schattendasein führen, haben keine 
Chance, sich ihrem wirtschaftlichen Vor- 
kriegszustand auch nur anzunähern. 
Wenn die Familien Häuser hatten, sind 
diese entweder zerstört oder von Angehö- 
rigen der Mehrheitsgesellschaft zwangs- 
enteignet. Nach der NATO-Intervention 
im Kosovo-Krieg 1999 wurden 120000 
der vormals rund 150000 Roma, Aschka- 
li und Kosovo-Ägypter von nationalisti- 
schen Albanern mit Gewalt aus dem Land 
vertrieben: 14000 der rund 19000 Häuser 
wurden zerstört, 70 von 75 Stadtteile und 
Dörfer dem Erdboden gleichgemacht. 
Unter den Augen der internationalen 
Truppen. 

Die hiesige Annahme, dass Roma Ent- 
wicklungshilfe zukommt, schlägt fehl. 
Die Korruption hindert die ohnehin frag- 
würdigen Vereinbarungen. Es ist eines 
Rechtsstaates unwürdig, mit PolitikerIn- 
nen zu verhandeln, die schon in Zeiten 
der Vertreibungen von Roma aus dem 
Kosovo 1999/2000 an Krieg und Korrup- 
tion beteiligt waren. 

Im EU-Erweiterungsprozess werden 
den Staaten, die den Beitritt in die Euro- 
päische Union anstreben nicht etwa Be- 
dingungen gesetzt, die die Ausgrenzung 
der Roma beenden. Vielmehr verstärkt 
der auf die Staaten ausgeübte Druck, ab- 
geschobene Minderheitenangehörige zu- 
rücknehmen oder überhaupt erst an der 
Ausreise zu hindern die Ausgrenzung und 
Verfolgung der Roma zusätzlich. 

Durch den aktuellen politischen 
Rechtsruck in Europa wird die Diskrimi- 


nierung von Roma verstärkt, ihre Aus- 
grenzung durch rassistisch-nationalisti- 
sche Ideologien massenwirksam legiti- 
miert. 

Es gibt rechtliche Regelungen, die es 
ermöglichen, die Schutzbedürftigkeit von 
Roma anzuerkennen. Doch internationale 
Vereinbarungen werden nicht umgesetzt. 
Die Genfer Flüchtlingskonvention wird 
ausgehebelt und Menschenrechtsverlet- 
zungen in den Herkunftsländern nicht als 
solche anerkannt. In anderen europäi- 
schen Staaten sind die Anerkennungsquo- 
ten deutlich höher. Die Einstufung der 
Balkanländer als „sicher“ entspricht nicht 
nur in keinster Weise der Realität. Sie 
stellt auch einen verfehlten Versuch dar, 
dem Einfluss rechtspopulistischer Kräfte 
zu entsprechen. Diese Politik bedient ras- 
sistische Stereotype, sie legitimiert und 
schürt rassistische Ressentiments und Ge- 
walt. 

Eine andere rechtliche Möglichkeit 
wäre, vor dem Hintergrund der histori- 
schen Verantwortung Roma als Kontin- 
gentflüchtlinge in Deutschland anzuer- 
kennen. Über zweihunderttausend Jüdin- 
nen und Juden aus der ehemaligen Sow- 
jetunion sind nach 1991 nach Deutsch- 
land gekommen, seit ihre Aufnahme von 
der Bundesrepublik beschlossen wurde. 
Selbstverständlich ergibt sich aus der his- 
torischen Verantwortung gegenüber den 
Opfern des Holocausts und deren Nach- 
fahren, dass ihnen Schutz vor Verfolgung 
gewährt wird. Es geht uns nicht darum, 
Unrecht zu vergleichen. Doch einer perfi- 
den Doppelmoral folgend, ist es in der 
Bundesrepublik immer noch möglich, 
Roma, die Schutz vor Verfolgung und 
Ausgrenzung suchen, in eine Situation 
der absoluten Perspektivlosigkeit zu schi- 
cken. Der Paragraf 23 Aufenthaltsgesetz 
räumt dem Bundesinnenministerium des 
Innern und obersten Landesbehörden das 
Recht ein, Roma als einer bestimmten 
Gruppe dieses Aufenthaltsrecht zu ge- 
währen. Im Rahmen einer Gleichbehand- 
lung mit den Jüdinnen und Juden aus Ost- 
europa muss Roma durch Ministererlass 
ein solches Aufenthaltsrecht gewährt wer- 
den. 


Wir fordern die Bundesregierung 
dazu auf, die Einstufung von Alba- 
nien, Bosnien und Herzegowina, Ko- 
sovo, Mazedonien, Montenegro und 
Serbien als „sichere Herkunftsstaa- 
ten” zurückzunehmen! 


Wir fordern ein bedingungsloses Ein- 
reise- und uneingeschränktes Bleibe- 
recht für Roma! 


Wir fordern einen sofortigen Ab- 
schiebestopp. Jetzt - und für immer! 


Petition online!: htt 
ge.org/p/bleiberecht 
Quelle: http://www.fluechtlingsrat- 
thr.de, 4. August 2016 


://www.chan- 
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ihr Anteil an allen Abschiebungen beträgt 
inzwischen 74 Prozent. Und infolge der 
jüngsten gesetzlichen Verschärfungen 
dürfen Abschiebungen nun nicht mehr 
angekündigt werden, wenn die Ausreise- 
frist abgelaufen ist. So werden Familien 
unangekündigt früh morgens aus dem 
Bett oder Kinder direkt aus dem Schulun- 
terricht geholt. Zudem zählen nun krank- 
heitsbedingte Abschiebungshindernisse 
so gut wie gar nicht mehr. Sehenden Au- 
ges werden schwer kranke und traumati- 
sierte Menschen aus dem Land geschafft. 
Das ist einfach nur unmenschlich und 

brutal.“ 
Quelle: http://www.ulla-jelpke.de 
09.08.2016 0 


Trotz Verfolgung sinkt die 
Schutzquote 


Flüchtlingsräte kritisieren 
Bundesamt für Migration und Flücht- 
linge 

Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) verweigert einem 
zunehmenden Anteil der Asylsuchenden 
den Flüchtlingsstatus und gewährt in etli- 
chen Fällen nicht einmal mehr subsidiä- 
ren Schutz. 

Bei fünf der Hauptherkunftsländer von 
Schutzsuchenden in Deutschland ist die 
Anzahl der positiven Entscheidungen des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlin- 
ge zuletzt deutlich gesunken. Dies erge- 
ben Berechnungen des Flüchtlingsrats 
Niedersachsen. Besonders krass sind die 
Veränderungen bei Verfahren von afgha- 
nischen Flüchtlingen. Hier sank die berei- 
nigte Schutzquote von 77,6 % im Jahr 
2015 auf 52,9 % im 1. Halbjahr 2016. 

„Wir müssen davon ausgehen, dass 
Hintergrund der deutlich verringerten 
Schutzquote bei Personen aus Afghanis- 
tan auch politische Vorgaben aus Berlin 
sind“, so Kai Weber, Geschäftsführer des 


Flüchtlingsrats Niedersachsen. Bundesin- 
nenminister de Maiziere versuche schon 
seit längerem, den Druck zu erhöhen. Die 
Sicherheitslage in Afghanistan und die 
Lebensrealität der Menschen von dort 
(vgl. UNO 11.2.2016 oder PRO ASYL, 
August 2016) geben eine Relativierung 
der Verfolgungsgefahr jedenfalls nicht 
her. 

Auch bei den Hauptherkunftsländern 
Irak, Iran, Pakistan und der Russischen 
Föderation ist die bereinigte Schutzquote 
zuletzt gesunken, obwohl sich an den 
Verfolgungsgründen und der politischen 
Realität dort wenig geändert hat. „Wir 
sorgen uns, dass die von BAMF-Leiter 
Weise forcierte beschleunigte Bearbei- 
tung der Asylverfahren keine fairen Ver- 
fahren mehr für alle ermöglicht“, so Mar- 
tin Link, Geschäftsführer beim Flücht- 
lingsrat Schleswig-Holstein, „Wir fühlen 
uns bestätigt in unserer Warnung vor 48- 
Stunden-Asyl-Speed-Datings!“ erklärt 
Link. Solche Bearbeitungskonzepte — die 
in Schleswig-Holstein nach Verlauten 
nach wie vor faktisch ohne Zugang zu 
Verfahrensberatung durchgezogen wür- 
den — passten nicht in die Realität von 
schutzbedürftigen Menschen aus Krisen- 
und Kriegsgebieten. 

Die Flüchtlingsräte in Schleswig-Hol- 
stein und Niedersachsen beobachtet die 
gesamte Entwicklung mit Sorge. Bereits 
beim Herkunftsland Syrien hatte das 
BAME zuletzt eine deutliche Kehrtwende 
in seiner Entscheidungspraxis vollzogen. 
Zwar erhalten immer noch fast alle Perso- 
nen aus Syrien, die ein nationales Asyl- 
verfahren in Deutschland durchlaufen, ei- 
nen Schutzstatus. Der Anteil der syri- 
schen Flüchtlinge, denen nur noch subsi- 
diärer Schutz statt einer Anerkennung als 
Flüchtling zugesprochen wird, ist bis 
Ende Juni 2016 jedoch auf fast 50% an- 
gestiegen. Für diesen Personenkreis wur- 
de der Familiennachzug bis März 2018 


ausgeschlossen. 
Quelle: Flüchtlingsrat Schleswig-Hol- 
stein 09.08.2016 I 


Dublin-Überstellungen nach 
Griechenland nochmals aus- 


gesetzt 
Aufgrund nach wie vor bestehender 
Mängel im griechischen Asylsystem wird 
Deutschland vorerst weiterhin keine 
Übernahmeersuchen an Griechenland auf 
Grundlage der Dublin-III-Verordnung 
richten. Hierzu hat das Bundesinnenmi- 
nisterium (BMI) das BAMF angewiesen. 
Der Überstellungsstopp ist bis zum 8. Ja- 
nuar 2017 befristet. Er steht zu dem un- 
ter dem Vorbehalt, dass die EU Überstel- 
lungen nicht bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt als zulässig erachtet. Im Jahr 
2011 hatten der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) und der 
Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) Überstellungen nach Griechen- 
land für menschen- und grundrechtswid- 
rig erklärt. In der Folge hat das BMI ein 
Überstellungsverbot angeordnet, das bis- 
lang jährlich verlängert wurde. Zu Be- 
ginn dieses Jahres wurde der Überstel- 
lungsstopp erstmals nur um ein halbes 
Jahr, bis zum 30. Juni 2016, verlängert. 
Dass die Verlängerung wiederholt nur für 
ein halbes Jahr erfolgt und zudem unter 
Vorbehalt steht, bestätigt den politischen 
Willen Deutschlands und Europas, Über- 
stellungen nach Griechenland baldmög- 
lichst wieder aufzunehmen. Ob im Janu- 
ar 2017 ein erneuter Überstellungsstopp 
erfolgen wird, ist deshalb höchst frag- 
würdig. 
Quelle: http://fluechtlingsrat-bw.de 
10.08.2016 I 


Antritt von rechts” - Broschüre anlässlich der Berliner Wahlen veröffentlicht 


mhr? 


moliie beratung gegen ; 
= vechisextenlseis herfie 


Das apabiz hat gemeinsam mit der Mo- 
bilen Beratung gegen Rechtsextremis- 
mus Berlin (MBR) eine 20-seitige Bro- 
schüre anlässlich der kommenden Wah- 
len veröffentlicht. 

Es ist alles andere als eine waghalsige 
These: Die Alternative für Deutschland 
(AfD) wird nach der Wahl am 18. Sep- 
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Ein Überblick über Wahlantritte 


techter Parteien zu den Berliner Wahlen im September 2016 | 


tember 2016 auch in Berlin in das Abge- 
ordnetenhaus sowie die Bezirksverord- 
netenversammlungen einziehen. 
Erstmals seit den Republikanern 1989 
wird damit eine Rechtsaußenpartei auf 
Landesebene parlamentarisch präsent 
sein. Seit Monaten treten Funktionäre 
der AfD mit rassistischen Provokationen 


in die Öffentlichkeit. 

Hinzu kommen Bedrohungen durch 
Neonazis: Pöbeleien am 
Wahlkampfstand, Drohbriefe per Post 
oder eingeschlagene Scheiben am Par- 
teibüro — bei vergangenen Wahlen kam 
es immer wieder zu neonazistischer Ge- 
walt gegen Mitglieder demokratischer 
Parteien. Ein NPD-Funktionär drohte 
jüngst öffentlich mit einem „körperlich 
betonten Wahlkampf“. 

Über welche Strukturen und Personen- 
potenziale verfügen rechtsextreme und 
rechtspopulistische Parteien in Berlin? 
Was sind ihre Techniken und Rhetorik? 
Und wie argumentiere ich ruhig und ge- 
lassen gegenüber rassistischen Parolen? 


:ankündigungen 


Magazin „der rech- 
te rand” mit 
Schwerpunkt USA 


Trump, Tea Party und die ex- 
treme Rechte: Ein 
Insiderblick auf die politische 
Lage in den USA. 

Die Nummer 161 des Ma- 
gazins „der rechte rand“ (Nr. 
161/2016, 36 Seiten) widmet 
sich unter einem ganz beson- 
deren Fokus den US-amerika- 
nischen Präsidentschaftswah- 
len: Welchen Einfluss übt die 
extreme Rechte in den USA 
derzeit auf die politische 
Stimmungslage aus? Wie 
konnte sich Donald Trump als 
Kandidat des äußersten rech- 
ten Rands in den Vorwahlen 
behaupten? Wer zählt zu sei- 
nen UnterstützerInnen? 

Dabei kommt mit der „Tea 
Party“ auch eine Strömung in 
den Blick, die in Deutschland 
zwar vom Namen her bekannt 
ist, deren Strategien, Ziele 
und Erfolgsfaktoren aber nur 
selten untersucht werden. 

Für das aktuelle Heft haben 
ExpertInnen aus den USA 
und aus Deutschland die der- 
zeitige politische Lage in den 
USA analysiert. In einem In- 
terview erläutert David Plot- 
ke, Professor für Politikwis- 
senschaft an der „New School 
for Social Research“ in New 
York, wie Trumps Erfolg 
möglich sein konnte und wel- 
che Rolle Rassismus und ex- 
trem rechte Positionen in der 


US-Gesellschaft spielen. Der 
Analyst Stephen Piggot fragt 
nach der Wirkungsmacht anti- 
muslimischer Ressentiments 
in den Vereinigten Staaten 
und Spencer Sunshine wirft in 
seinem Artikel einen Blick 
auf rechte Milizen und die so 
genannte 
„Patriotenbewegung“. Carl 
Kinsky beschreibt, wie sich 
amerikanische Neonazis in 
Opposition zu Obama brach- 
ten und ihn als Projektionsflä- 
che für ihre Propaganda nutz- 
ten. Lawrence Rosenthal 
schließlich, Leiter des „Ber- 
keley Center for Right-Wing 
Studies“ der Universität Ber- 
keley (Kalifornien), beleuch- 
tet die konfliktreiche Bezie- 
hung zwischen „Republika- 
nern“ und der „Tea Party“ 
und legt dar, wie Trumps 
Kandidatur die „Tea Party“ 
entzweit. 

Außerdem im Heft: Ein 
Kommentar zur „Brexit“- 
Kampagne und rassistischer 
Gewalt, Aktuelles zur „Alter- 
native für Deutschland“, Ge- 
richtsverfahren gegen neona- 
zistische Gewalttäter. 

Das antifaschistische Ma- 
gazin „der rechte rand“ 
erscheint sechsmal im Jahr 
und ist per abo@der-rechte- 
rand.de oder unter www.der- 
rechte-rand de zu bestellen. 


Lesung: 


migrantenstadl 


Montag 26.9.2016 20h; Ein- 
lass 19.45 Uhr, Eintritt 3 
Euro 
Texte und Collagen, die auf 
dem Blog migrantenstadl er- 
schienen sind, sowie bisher 
unveröffentliches Material, 
präsentieren die Autor*innen 
nun in Buchform. Tunay Ön- 
der und Imad Mustafa als An- 
gehörige des akademischen 
Lumpenproletariats betrach- 
ten und interpretieren gesell- 
schaftliche Vorgänge und ge- 
ben der Peripherie eine Stim- 
me. 

Provokative Überschriften, 
ehrliche Reflexionen, politi- 
sche Lyrik und Dada - mig- 


rantenstadl mischt Politik, 
Kultur und Migration. 

Es bietet denjenigen ein Fo- 
rum, die sonst keines haben: 
Migrant*innen, 
Gastarbeiter*innen und ande- 
ren Marginalisierten. Deren 
Lebenswelten sind für die Au- 
tor*innen Hauptsache. All 
dies aus alternativem Blick- 
winkel, mit teils politisch un- 
korrekter Wortwahl und viel 
Ironie. 


Das Buch ist im Unrast Ver- 
lag Münster 2016 erschienen. 
Buchhandlung im Schanzen- 
viertel; Schulterblatt 55 
wwn.schanzenbuch.com 
Buchhandlung im Schanzen- 
viertel; Schulterblatt 55 
www.schanzenbuch.com 
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:aus der rechten presse 


Türkische Landnahme 

Dem „deutschen Nachrichtenmagazin“ 
ZUERST! ist viel vorzuwerfen, ein Vor- 
wurf aber ginge ins Leere — der der Un- 
professionalität. Ja, das Blatt kommt als 
Focus-Verschnitt daher, es ist unseriös, 
rassistisch, hetzerisch — aber formal gut 
gestaltet. Das wird (wieder einmal) in der 
Sommer-Doppelausgabe August/Sep- 
tember deutlich: Auf dem Titelbild „seg- 
net‘ ein gigantischer türkischer Präsi- 
dent, der das Brandenburger Tor um ein 
Mehrfaches überragt, eine unübersehbare 
Menge an Menschen, von denen im Vor- 
dergrund (aber nur dort) türkische Fah- 
nen gezeigt werden. Untertitelt ist die 
Montage mit den Worten: „Erdogans 
fünfte Kolonne — die türkische Lobby in 
Deutschland und ihre Helfershelfer“. 

Man achte genau auf die Wortwahl: 
Helfershelfer bedeutet laut Duden „Mittä- 
ter, Komplize“, ist also eindeutig der 
Sphäre des Kriminellen zuzuordnen. Die 
Wendung „fünfte Kolonne“ stammt aus 
dem Spanischen Bürgerkrieg: Während 
die Faschisten nach ihrem Militärputsch 
in 4 Kolonnen auf die Hauptstadt Madrid 
zusteuerten, um diese zu unterwerfen, 
wartete angeblich eine fünfte Kolonne ih- 
rer im Verborgenen agierenden Helfers- 
helfer in der Stadt, um die Putschisten zur 
rechten Zeit von innen her zu unterstüt- 
zen. Bei „Ergogans fünfte Kolonne“ han- 
delt es sich also um in der Bundesrepu- 
blik lebende türkeistämmige Menschen, 
die nur auf den Zeitpunkt warten, eine 
türkische Übernahme Deutschlands zu er- 
möglichen. 

Passend dazu die Rückseite des Hefts: 
„Kriminalität und Terror“ lautet die knal- 
ligrote Überschrift einer Eigenanzeige für 
ein ZUERST!-Sonderheft mit dem The- 
ma „Angst - _Verbrecherparadies 
Deutschland“. Unterhalb des Titels bli- 
cken uns in panischer Angst weit aufge- 
rissene Augen an, dann folgen Stichwor- 
te, die allesamt geeignet sind, die ge- 
wünschten Emotionen auszulösen: „Köln 
und die Folgen — Organisierte Banden — 
Wie schütze ich mein Eigentum? — Auto- 


brände — Aus- 
länderkriminalität — Angriffe auf Polizis- 
ten — Gewalttätiger Linksextremismus — 
Islamistischer Terrorismus — Jugendliche 
Intensivtäter“. Die meisten dieser, unstrit- 
tig vorhandenen, Phänomene haben mit 
den jeweils anderen rein gar nichts zu tun 
aber das ist ja auch egal. Hängen bleibt 
der gewünschte Eindruck, dass Krimina- 
lität, Migrantion, der Islam und die linke 
Szene organisch verbunden sind. 

Bleiben wir beim Titelthema des Hef- 
tes: Zentral ist die Behauptung, die von 
den Autoren BERNHARD RADTKE, 
ROBERT DIEHL und CARSTEN 
FROMM wenig später selbst widerlegt 
wird, die in Deutschland lebenden Türken 
seien eine einheitliche Manövriermasse 
der türkischen Regierung: „Recep Tayyib 
Erdogan hat ja bei mehreren öffentlichen 
Auftritten in Deutschland keinen Zweifel 
daran gelassen, daß er die hier lebenden 
Türken als seine Verfügungsmasse be- 
trachtet. Und diese scheinen das ähnlich 
zu sehen. Immerhin erhielt die islamisch- 
großtürkische AKP bei den türkischen 
Parlamentswahlen im November 2015 
unter den in Deutschland wahlberechtig- 
ten Türken stolze 59,7 % der Stimmen“. 
Was die Autoren „vergessen“: Laut Anga- 
ben des „Spiegel“ erhielt die AKP bei den 
letzten türkischen Parlamentswahlen von 
den in Deutschland lebenden türkischen 
Wahlberechtigten zwar 53 % Zuspruch 
(und damit deutlich mehr als in der Tür- 
kei), jedoch auf Basis einer Wahlbeteili- 
gung von weit unter 50 % (die Angaben 
schwanken zwischen 34,4 % und 44 %). 
Eine „Manövriermasse“ sieht anders aus. 

Die Behauptung von einer türkischen 
Eroberungsabsicht, die die Titelseite nur 
unterschwellig vermittelt, wird von Dr. 
ULF ULFKOTTE ausdrücklich aufge- 
stellt. Der Publizist äußert sich im Inter- 
view u.a. so: „Denn immerhin zeigt dies 
auch, mit welchem Anspruch diese Ge- 
meinden (gemeint sind türkische Mo- 
scheegemeinden — tri) hier in Deutsch- 
land Fuß fassen — einem Eroberungsan- 
spruch.... Das ist der ideale Humus für 
solche Gruppen, die sich anschicken, uns 
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zu übernehmen.... Auch die Migranten- 
vereine haben gelernt, wie man sich bei 
uns durchsetzt. Sie betrachten unser Land 
als Beute und entwickeln Strategien, wie 
man es am besten ausbeuten und plün- 
dern kann. Dazu gehört, daß man so viele 
‚eigene‘ Leute einschleust , um den Wohl- 
fahrtsstaat auszunehmen“. Auf die Fage 
des Interviewers „Welche Rolle spielt die 
organisierte Kriminalität hierbei?“ ant- 
wortet Ulfkotte: „Eine sehr große! Sie ist 
ein elementarer Bestandteil der Übernah- 
mestrategie Ankaras“. 

Bei genauem Lesen des Doppelheftes 
wird deutlich, wie ähnlich türkische und 
deutsche Nationalisten argumentieren. 
Das zeigt sich beim Vergleich der Haltun- 
gen beider Seiten zum Völkermord an 
den Armeniern während des Ersten Welt- 
krieges einerseits und der zum Völker- 
mord an den Hereros in der damaligen 
deutschen Kolonie Südwestafrika 1904 — 
1908 andererseits: „In Sachen Armenien- 
Resolution ließen Erdogans Streiter schon 
frühzeitig von sich hören. Bereits im 
März erhielten alle Bundestagsabgeord- 
neten ein Schreiben, das von immerhin 
557 Organisationen unterzeichnet worden 
war. Darin wird den Empfängern nach- 
drücklich klargemacht: ‚Einen solchen 
Beschluß, der die türkische Nation, deren 
Teil wir sind, mit dem schwersten Verbre- 
chen gegen die Humanität bezichtigen 
würde und ein Rechtsbruch im internatio- 
nalen Sinne wäre, akzeptieren wir nicht.‘“ 

Deutsche Rechte stehen dem allerdings 
in nichts nach: BERNHARD RADTKE 
behauptet unter der Überschrift „„Ein biß- 
chen peinlich‘“: „Bundesdeutsche Politi- 
ker ergötzen sich daran, die Deutschen als 
‚Tätervolk‘ darzustellen‘ und resümiert: 
„Doch um die historische Wahrheit geht 
es Lammert und anderen ‚Pro-Herero-En- 
gagierten‘ nicht. Sie packen einfach nur 
die Gelegenheit beim Schopfe, das Kol- 
lektivbewußtsein der Deutschen mit ei- 
nem weiteren Schuldkomplex zu imp- 
fen“. Die Haltungen sind zum Verwech- 


“ seln ähnlich — einfach deshalb, weil Na- 


tionalismus nun mal Nationalismus ist. 
Welche Nation man dabei für die größte 
hält, ist bei der Auswahl der „Argumente“ 
völlig nebensächlich. 

Aber um Argumente geht es den Zu- 
erst!-Autoren auch gar nicht. Ihr Ziel ist 
klar: „Wie clever die fünfte Kolonne des 
türkischen Staatsoberhauptes ihre Mög- 
lichkeiten in Deutschland ausschöpft, 
muß die Zukunft zeigen. Abhängen wird 
dies nicht zuletzt auch davon, inwieweit 
die rot-gelb-grün-schwarze Einheitspartei 
die Geduld der Einheimischen durch wei- 
teren unkontrollierten Massenzustrom — 
vor allem aus dem muslimischen Raum — 
nach Deutschland noch strapazieren will. 
Überforderung führt zur Radikalisierung, 
und die schaukelt sich wechselseitig 
hoch“. Anders ausgedrückt heißt das: 
Ausländer raus! 

ti 


